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Jürgen Kocka

Bürgertum und Bürgerlichkeit 
als Probleme der 

deutschen Geschichte 
vom späten 18. zum frühen 

20. Jahrhundert1

Der Stand der Stadtbürger: 
eine frühneuzeitliche Tradition

Fast jede Geschichte einer spätmittelalterlichen oder frühneu­
zeitlichen deutschen Stadt handelt auch vom Bürger im Sinne 
des Stadtbürgers. Solange der Land-Stadt-Unterschied wie die 
meisten anderen sozialen Differenzierungslinien auch rechtlich 
fixiert war, wurden die Bürger zunächst einmal durch ihre 
rechtliche Stellung definiert, die sie zum einen von allen Kate­
gorien der ländlichen Bevölkerung (Adlige, Bauern, Kleinbau­
ern, Gesinde, Landhandwerker, Heimgewerbetreibende etc.) 
und zum anderen von der Masse der in den Städten lebenden 
Unterschicht (Gesinde, Arbeiter, die meisten Handwerksgesel­
len, Arme usw.) unterschied. Dieser Rechtsstatus, das Bürger­
recht, berechtigte u. a. zu selbständiger Erwerbstätigkeit in der 
Stadt, zur Mitwirkung an der städtischen Selbstverwaltung 
(wenn auch i. d. R. nur indirekt und in sehr unterschiedlichem 
Ausmaß) und zur Fürsorge durch die Gemeinde bei Armut und 
Hilflosigkeit. Es implizierte auch bestimmte Pflichten, z. B. 
Steuern, und es unterstellte den Bürger einer besonderen Ge­
richtsbarkeit.

Das Bürgerrecht war also ein ständisches Recht: Es wurde 
durch Geburt erworben oder an solche Bewerber auf Antrag 
verliehen, die bestimmte Bedingungen (an Vermögen und/oder 
Leistungsfähigkeit zumeist) erfüllten; denjenigen, die diese Be-
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dingungen nicht erfüllten und drohten, der Stadt in Zukunft 
zur Last zu fallen, wurde es verweigert. Die Bürger stellten oft 
nur eine große Minderheit unter den Stadtbewohnern dar: 
selbständige Handwerksmeister (zumeist in Zünften organi­
siert) und vielleicht einige ihrer Gesellen, die wohlhabenden 
und meist einflußreichen Kaufleute, die Ladenbesitzer und 
Gastwirte, in den größeren Städten auch Ärzte, Juristen und 
Mitglieder der protestantischen Geistlichkeit.2

Die Bürgergemeinden unterschieden sich sehr voneinander, 
je nach Art und Größe der Stadt, nach Region, Staat und 
Religion. Spannungen zwischen kapitalistisch wirtschaftenden 
Großkaufleuten einerseits und den eher traditionell orientier­
ten, zünftig organisierten Handwerkern, die ihre »ehrbare 
Nahrung« verteidigten, traten häufig zutage. Das war die wohl 
prägendste Konfliktlinie in den größeren frühneuzeitlichen 
Städten neben dem Gegensatz zwischen Stadtbürgerschaft und 
landesherrlicher Obrigkeit im Zeichen des sich herausbildenden 
Absolutismus. In gewisser Weise waren die Städte Enklaven in 
einem feudalen Umfeld. »Stadtluft macht frei«, weder adlige 
Herrschaft noch Leibeigenschaft kennzeichnete sie, die Gebürt 
war hier ein weniger gewichtiges Statuskriterium als auf dem 
Land, denn weder städtischer Wohlstand noch städtische Macht 
beruhten für gewöhnlich auf Landbesitz.3 Andererseits waren 
diese Bürgergemeinden aber auch stark hierarchisch geprägt 
und exklusiv. Im großen und ganzen standen sie nicht im 
Gegensatz zum traditionellen System. Die Stadtbürger stellten 
einen Stand dar, durch spezifisches Recht und besondere Le­
bensführung gekennzeichnet. Sie verteidigten ihre Privilegien 
und Freiheiten gegenüber dem Druck der Armen innerhalb und 
außerhalb der Stadtmauern, gegen die manchmal reformerisch 
eingreifenden Interventionen der Landesherren und der entste­
henden staatlichen Bürokratien wie auch gegen den Gedanken 
einer allgemeinen Staatsbürgerschaft und der damit verbunde­
nen Vorstellung von gesetzlicher Gleichheit. Diese Bürgerge­
meinden waren nicht primär Orte der wirtschaftlichen und 
politischen Innovation; vielmehr verteidigten sie ihre überkom­
menen Lebensformen in wirtschaftlicher, moralischer und kul­
tureller Hinsicht. Sie behaupteten ihre lokale Identiät gegen­
über aufkommenden Tendenzen zur Staats- und Nationsbil­
dung. Die große Mehrheit dieser Stadtbürger fügt sich nicht 
dem Stereotyp von der aufsteigenden Bourgeoisie, die angeb-
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lieh eine Herausforderung für den herrschenden Adel, die 
Grundherrschaften und den Absolutismus darstellte. Und 
spätestens seit den Umbrüchen vom 18. zum 19. Jahrhundert 
gehörte der Stadtbürgerstand sogar zu den Verlierern des Mo­
dernisierungsprozesses: Der Aufstieg der Marktwirtschaft, die 
anti-ständischen Gesetzesreformen wie auch der Siegeszug des 
zunehmend zentralisierten modernen Staates höhlten ihre stän­
dische Exklusivität aus und zerstörten am Ende ihre Identität.

Aber das dauerte lange. Einige rechtliche Privilegien der 
Stadtbürger überdauerten die Reformen zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts, vor allem außerhalb Preußens. Ihre .Lebensart 
überdauerte noch viel länger. Zumindest für die ersten zwei 
Drittel des 19. Jahrhunderts ist es deshalb durchaus sinnvoll, 
vom Stadtbürgertum im traditionellen Sinn zu sprechen, beson­
ders was kleine und mittlere Städte wie Reutlingen, Celle, 
Lörrach oder Nördlingen angeht: straff gegliederte, örtlich klar 
begrenzte, »individualisierte« (Riehl) städtische Kulturen in der 
Defensive. Im scharfen Streit um Niederlassungs- und Armen­
recht, um Heirats- und Zuzugsrechte wurden die überlebenden 
Elemente des traditionellen Stadtbürgerstatus bis in die 60er 
Jahre des 19. Jahrhunderts immer wieder reaktiviert, zum 
Bewußtsein gebracht, bekämpft und verteidigt.

Zwei zusätzliche Bedeutungen des Begriffs »Bürger« 
um 1800

Dieser Begriff des »Bürgers« im Sinne eines ständischen Stadt­
bürgers herrschte in der Frühen Neuzeit bis zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts vor, er überlebte während des größten Teils des 
19. Jahrhunderts, verlor aber in dem Maße an Realitätsgehalt 
(und allmählich an Verbreitung), in dem die ständische Ord­
nung sich seit Ende des 18. Jahrhunderts schrittweise auflöste. 
Es entwickelten sich zwei neue Bedeuturigen von »Bürger«. 
Der Begriff erweiterte sich in zweifacher Hinsicht, und diese 
semantischen Veränderungen deuten zugleich auf soziale, 
rechtliche, politische und kulturelle Veränderungen hin.

1. Bourgeoisie und Bildungsbürgertum: Gegen Ende des 18. 
Jahrhunderts umschloß der Begriff des Bürgers zwei zusätzli­
che Kategorien, die eigentlich nicht zur alten Definition der
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Bürger als einer ständischen Einheit mit einem gemeinsamen 
Rechtsstatus und einem gleichgearteten Lebensstil paßten. Ich 
meine die Besitzer und Direktoren großer Wirtschaftsunter­
nehmen (der Verlage und Manufakturen, der Groß- und Fern­
handelshäuser, der Transport- und Bankunternehmen, der frü­
hen Fabriken) einerseits und die akademisch gebildeten Beam­
ten und Universitätsprofessoren, die Angehörigen der freien 
Berufe, manche Künstler und Intellektuelle, andererseits. Diese 
beiden Kategorien waren nicht unbedingt neu, aber jetzt, im 
späten 18. Jahrhundert, wuchsen ihre Zahl und ihre Bedeutung 
schlagartig: einmal aufgrund des Aufschwungs, der Expansison 
und Intensivierung des kapitalistischen Wirtschaftsbereichs 
(Großhandel, Protoindustrie, Manufakturen usw.) und zum 
anderen aufgrund der fortschreitenden Staatsbildung und der 
zunehmenden Bedeutung der wissenschaftlich-akademischen 
Bildung und AusbildungJlDeshalb ist es nicht gänzlich falsch, 
diese sozialen Kategorien als »neu« zu bezeichnen, wie dies im 
folgenden geschieht. Die Zeitgenossen des späten 18. und 
frühen 19. Jahrhunderts sprachen vom Bürger, vom »Bürger­
tum« oder auch (noch synonym) vom »Mittelstand« und sub­
sumierten unter diesen Begriffen a) das alte Stadtbürgertum, b) 
die zur neuen Bourgeoisie gehörigen Wirtschaftsbürger und c) 
das neue Bildungsbürgertum. A uf diese Weise wurde der her­
kömmliche Begriff des Bürgers erweitert. Übrigens war dies 
keine Besonderheit der deutschen Sprache: die Bedeutung des 
französischen Begriffs »bourgeois« erlebte eine ähnliche Erwei­
terung.4

Es muß eigentlich nicht überraschen, daß ein und derselbe 
Begriff für diese drei Kategorien gemeinsam benutzt wurde, 
denn schließlich gab es fließende Übergänge und Überschnei­
dungen zwischen einer kleinen Minderheit des herkömmlichen 
Stadtbürgerstandes (einigen Kaufleuten, dem Arzt, dem An­
walt, dem Pfarrer) einerseits und der neuen Bourgeoisie und 
dem neuen Bildungsbürgertum andererseits. Mitglieder aller 
drei Kategorien lebten zumeist in den Städten, sie hatten ver­
mutlich Umgang miteinander, teilten einige gemeinsame Erfah­
rungen und vermischten sich wahrscheinlich bis zu einem 
gewissen Grad. Außerdem wurden sie im vorherrschenden 
System der politischen Repräsentation auf überlokaler Ebene 
ein und derselben Vertretungskategorie zugeordnet. Denn 
selbst die wohlhabendsten Geschäftsleute und die einflußreich-
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sten Anwälte gehörten in den ständischen Versammlungen der 
Zeit nicht dem Ersten und auch nicht dem Zweiten Stand an, 
weder der Geistlichkeit noch dem Adel (es sei denn, man hatte 
sie nobilitiert). Falls sie überhaupt in den landständischen Ver­
sammlungen vertreten waren, gehörten sie zum Dritten Stand, 
der im übrigen überwiegend aus den Vertretern der Städte 
bestand, d.h. aus Stadtbürgern im herkömmlichen Sinn.5

Trotzdem gehörten diese zwei relativ neuen, relativ kleinen 
bürgerlichen Kategorien nicht gänzlich zur traditionellen Welt 
der Stadtbürger; denn weder besaßen sie deren rechtlichen 
Status, noch teilten sie deren Lebensweise, Interessen und 
Denkungsart. Die Gründer und Leiter der damals als groß und 
modern zu bezeichnenden Unternehmen waren ja häufig durch 
Intervention der Regierung (durch fürstliches oder königliches 
Privileg) von den Vorschriften der zünftig geregelten städti­
schen Wirtschaft ausgenommen. Oft errichteten sie ihre Unter­
nehmen auch außerhalb der Städte, um die Zunftschranken zu 
umgehen. Auch was Wohlstand, Ehrgeiz und überregionale 
Orientierung anging, unterschieden sie sich meist sehr von den 
Stadtbürgern herkömmlicher Art. In ■ ähnlicher Weise waren 
auch die akademisch Gebildeten, besonders die schnell wach­
sende Zahl der fürstlichen Diener bzw. Staatsbeamten durch 
landesherrliches oder staatliches Recht von den Gesetzen und 
Regeln der Städte, in denen sie lebten, ausgenommen (exi- 
miert). Sie unterstanden anderen Gerichten, waren von der 
Steuer und vom Militärdienst befreit und wählten den Stadtrat 
nicht mit. Sie waren aus den Definitionen und Bindungen des 
städtischen Bürgerstands emanzipiert und standen in unmittel­
barer Beziehung zum Fürsten* zum Landesherrn, zur Regie­
rung des Staates. Es scheint, daß die Kaufleute und Unterneh­
mer, aber vor allem die beamteten und nicht-beamteten Bil­
dungsbürger jener Jahrzehnte unter den Lesern der fortschritt­
lichen Presse und den Mitgliedern der aufklärerischen Gesell­
schaften vorherrschten und die Hauptbefürworter liberaler, 
konstitutioneller und kultureller Reformen stellten. Durch all 
dies unterschieden sie sich von den typischen Stadtbürgern 
herkömmlicher A rt/

Weder die aufsteigende Bourgeoisie noch das entstehende 
jBildungsbürgertum waren gegen Ende des 18. und zu Beginn 
ides 19. Jahrhunderts revolutionär gestimmt. Es wäre falsch, 
nähme man an, daß die meisten von ihnen leidenschaftlich
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gegen das bestehende System opponierten. Es stimmt zwar, 
daß Geschäftsleute die häufigen, willkürlichen Eingriffe der 
absolutistischen Regierungen, die Vielzahl der Zölle, das Miß­
trauen der Fürstendiener und die Gängelung durch die Beamten 
kritisierten, besonders in den wirtschaftlich weiter entwickelten 
Regionen. Wahrscheinlich stießen sich viele von ihnen, wie 
auch die akademisch gebildeten Bürger, an den Privilegien und 
dem Vorrang, die herkömmlich aus der adligen Geburt abgelei­
tet wurden. Richtig ist. auch, daß die oft kritischen Gedanken 
der Aufklärung hauptsächlich im neuen, gebildeten Bürgertum 
entstanden und auch in der entstehenden Bourgeoisie gewisse 
Unterstützung fanden: kritisch-progressive Ideen von einer 
zukünftigen »bürgerlichen Gesellschaft« freier und gleicher 
Subjekte ohne obrigkeitsstaatliche Gängelung; darauf bleibt 
noch zurückzukommen. Aber viele Unternehmer waren fak­
tisch abhängig von den Privilegien, Subventionen und Mono­
polen, die ihnen merkantilistisch orientierte Regierungen ge­
währt hatten, um durch Wirtschaftsförderung ihre politische 
Macht zu vergrößern. In den größeren deutschen Staaten des 
ausgehenden 18. Jahrhunderts waren die herrschenden Grund­
sätze der Politik und die sozialen Verhältnisse so weit moderni­
siert worden, daß sie den Erfolg kapitalistischer, innovations­
orientierter Geschäftsleute nicht mehr ernsthaft verhinderten; 
diese hatten insofern wenig Anlaß zum grundsätzlichen, gar 
zum revolutionären Protest. Und auch in den »gebildeten 
Ständen« wurden aufklärerische Ideen für gewöhnlich nur in 
nicht-revolutionäre Reformansprüche umgesetzt. Dabei hoffte 
man oft, daß aufgeklärte Herrscher wie Friedrich II. von Preu­
ßen und Josef II. von Österreich oder der Kurfürst Friedrich 
Karl Joseph von Erthal in Mainz gemeinsam mit ihren gebilde­
ten Beamten fortschrittliche Reformen durchsetzen würden. 
Wer sonst?7

Trotzdem waren sowohl die neue Bourgeoisie als auch das 
aufsteigende Bildungsbürgertum fremde Elemente innerhalb 
der Ordnung des Ancien Regime. Ihre Ansprüche auf Wohl­
stand, Ansehen und Einfluß beruhten auf wirtschaftlichem 
Kapital und einer spezifischen Art von Wissen, d. h. auf zwei 
Kriterien oder Grundlagen, die stärker leistungs- und marktbe­
zogen waren8 als die herkömmlich dominanten Quellen von 
Anerkennung und Macht, nämlich: Geburt, Landbesitz und 
Heiligkeit. In dieser fundamentalen Hinsicht stellten die kapi-

26



talistisch orientierten Wirtschafts- und akademisch qualifizier­
ten Bildungsbürger jener Zeit eine tiefgreifende Herausforde­
rung an die traditionelle Ordnung dar, selbst wenn sie nur 
selten radikale oder revolutionäre Tendenzen vertraten. In die­
sem Sinn war der Gegensatz zur Tradition für die Bourgeoisie 
wie für das Bildungsbürgertum kennzeichnend. In dieser Hin­
sicht unterschieden sie sich grundsätzlich vom herkömmlichen 
Stadtbürgerstand.

Somit bezogen sich die erweiterten Begriffe »Bürger« und 
»bürgerlich« um 1800 auf ein sehr heterogenes Konglomerat 
sozialer Kategorien, denen aber drei Aspekte gemeinsam wa­
ren: erstens besaßen sie gemeinsamen Status im System der 
überlokalen (ständischen) Repräsentation; zweitens waren sie 
vorwiegend Städter; und drittens hatten sie eine negative Ge­
meinsamkeit, sie waren weder adelig, noch gehörten sie dem 
(katholischen) Klerus, den Unterschichten oder den Bauern an.

Die Forschungen über die Bourgeoisie jener Jahrzehnte und 
das frühe Bildungsbürgertum sind zahlreich. Natürlich gab es 
viele lokal bedingte Unterschiede. In den großen Hafenstädten 
und Handelszentren wie Hamburg, Leipzig oder auch Barmen 
waren die Kaufleute und Unternehmer reich, angesehen und 
mächtig. Zumindest in Hamburg pflegten die reichen Kaufleu­
te, Makler und Schiffsherren enge Kontakte zu Anwälten, 
Ärzten und Pfarrern, d. h. zu Bildungsbürgern, die häufig von 
ihnen abhängig waren. Aber in anderen Städten gab es offen­
sichtlich eine klare Abgrenzung zwischen den akademisch ge­
bildeten Beamten, Professoren, Ministern, Anwälten und Ärz­
ten einerseits und den zumeist ungebildeten und oft eher pro­
vinziell orientierten Unternehmern und Kapitalisten anderer­
seits, die oftmals weniger Ansehen und Einfluß besaßen als die 
Bildungsbürger, insbesondere die Beamten.9

Die außerordentliche Bedeutung des Bildungsbürgertums im 
Vergleich zu den Kaufleuten, Unternehmern und Kapitalisten 
(Bourgeoisie) sowie die bedeutende Rolle, die innerhalb dieses 
Bildungsbürgertums die Gebildeten in staatlichen Diensten 
spielten, sind charakteristisch für die deutsche Situation um 
1800. Die Gründe hierfür sind in der wirtschaftlichen Rück­
ständigkeit der meisten deutschen Länder zu suchen, aber wohl 
auch in der staatlichen Vielfalt des Reiches und in den hier 
starken Traditionen staatlich geförderter Reformen, im Verein 
mit der Macht aufklärerischer Bildung. Aber Deutschland be-
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stand aus einer. Vielzahl von Herrschaften und Staaten, es gab 
viele regionale Unterschiede. Generalisierungen sind schwierig.

2. »Staatsbürger« und das Modell der »bürgerlichen Gesell­
schaft«: Eine zweite Erweiterung, also eine dritte Bedeutung 
des »Bürger«-Begriffs ist zu nennen, und in diesem Punkt 
unterschied sich die deutsche von der französischen und der 
englischen Sprache. Zwei Entwicklungsschritte hat man sich 
klarzumachen:

a) Im 17. und verstärkt im 18. Jahrhundert bedurfte es eines 
Begriffs, der die Menschen nicht nach dem Kriterium eines 
bestimmten Standes einstufte (wie Bürger im Sinne von Stadt­
bürger), sondern sie als Personen in bezug zum Landesherrn, 
zur Regierung, zum Staat setzte. Unter dem Einfluß des auf­
strebenden absolutistischen Staats war es die Qualität der Men­
schen als Untertanen; die nach einer Bezeichnung verlangte, 
d. h. etwas, was allen Einwohnern eines bestimmten Gebiets 
gemeinsam war, unabhängig von der Tatsache, daß sie verschie­
denen sozialen Ständen oder Schichten angehörten.

b) Zudem entwickelte sich im Laufe des 17. und 18. Jahr­
hunderts, unter dem Einfluß der Aufklärung, die Idee des aktiv 
zu beteiligenden Subjekts mit bestimmten Rechten und Pflich­
ten, eine Idee, die sich emphatisch von der Realität der Unterta­
nen abhob, aber sich wiederum auf die Menschen als solche 
bezog, ungeachtet (oder im Gegensatz zu) ihrer ständischen 
Zugehörigkeit bzw. gesellschaftlichen Stellung (jedenfalls so­
fern sie als »selbständige« Personen mit der Fähigkeit' zu ver­
nünftigem Denken aufgefaßt wurden).10 Während sich in 
Frankreich nach einer Periode semantischer Unsicherheit zur 
Bezeichnung der Menschen in diesen gesellschaftlichen und 
politischen Hinsichten der Begriff des »citoyen« entwickelte, 
bleibt es eine interessante, aber zugleich verwirrende Erschei­
nung der politischen Sprache in Deutschland, daß ein und 
dasselbe Wort, nämlich »Bürger«, sowohl für jene spezifischen 
sozialen Kategorien, die im vorangehenden Abschnitt skizziert 
wurden (Bürgertum als gesellschaftliche Teilgruppe in Abgren­
zung zu anderen gesellschaftlichen Teilgruppen), als auch für 
das neue Phänomen, das man im Westen mit Hilfe von »citoy­
en« bzw. »citizen« bezeichnete, benutzt wurde. Wenn man 
unterscheiden wollte, differenzierte man sprachlich zwischen 
Stadtbürger und Staatsbürger, aber für gewöhnlich waren
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»Bürger« und »bürgerlich« zweideutig. Wie ein gut informier­
ter Autor im Jahre 1792 bemerkte: »Das Wort Bürger hat im 
Deutschen mehr Würde als das französische bourgeois. . .  und 
zwar deswegen hat es mehr, weil es bei uns zwei Sachen 
zugleich bezeichnet, die im Französischen zwei verschiedene 
Benennungen hat. Es heißt einmal ein jedes Mitglied einer 
bürgerlichen Gesellschaft, -  das ist das französische citoyen; -  
es bedeutet zum andern den unadligen Stadteinwohner, der von 
einem gewissen Gewerbe lebt, -  und das ist bourgeois.«11 Und 
entsprechend bildete sich für die zukünftige Ordnung, in der 
einmal die Idee des Staatsbürgers voll verwirklicht sein würde, 
der Begriff der »bürgerlichen Gesellschaft« (civil society) her­
aus: als Chiffre für eine Utopie, für ein Modell wirtschaftlicher, 
sozialer und politischer Ordnung, das in Absetzung vom Abso­
lutismus, von geburtsständischen Privilegien und klerikaler 
Dominanz die Prinzipien von individueller Freiheit und 
Gleichheit realisieren, das Zusammenleben der Menschen nach 
Maßgabe der Vernunft, auf der Grundlage rechtlich geregelter 
Leistungskonkurrenz (im ökonomischen Bereich: Marktwirt­
schaft) gewährleisten und die staatliche Macht im Sinne des 
liberalen Rechts- und Verfassungsstaats einerseits rechtlich be­
grenzen und andererseits über Öffentlichkeit, Wahlen und Re­
präsentationsorgane an den Willen mündiger Bürger zurück­
binden sollte.?2

Wie läßt sich diese semantische Zweideutigkeit des Bürgerbe­
griffs erklären? Im mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Ge­
brauch des Wortes »Bürger« (im Sinne des Stadtbürgers) 
schwang oftmals eine Bedeutungsschicht mit, die auf Selbstän­
digkeit und Verantwortung für das Gemeinwohl, Würde und 
Teilnahmerechte verwies. Vielleicht konnte der Begriff deshalb 
trotz seiner dominanten ständisch-explosiven Bedeutungsebene 
in der Periode der Herausforderung und des Zerfalls des An­
den regime als Ausdruck dieser modernen, liberalen, sogar 
teilweise demokratischen und utopischen Vorstellung verwen­
det werden, besonders von jenen, die diese Vorstellung bejah­
ten und auf ihre Realisierung drängten. Außerdem dürfte sich 
in der Bedeutungserweiterung des Bürgerbegriffs und seiner 
daraus resultierenden Ambivalenz auch die Tatsache widerge­
spiegelt haben, daß die anti-absolutistischen und nach-ständi- 
schen Visionen einer liberalen, aufgeklärten, »bürgerlichen Ge­
sellschaft« zuerst und vor allem innerhalb des neuen Bildungs­
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bürgertums und wohl auch innerhalb der neuen Bourgeoisie 
formuliert wurden. Doch bleibt es eine noch nicht voll gelöste 
Aufgabe der vergleichenden Forschung zu begründen, warum 
die deutsche Sprache im Unterschied zur französischen und 
englischen nicht scharf zwischen »bourgeois« und »citoyen« 
unterscheidet. Die Begriffe »Bürger«, »bürgerlich« und »bür­
gerliche Gesellschaft« benannten und benennen beides -  bis 
heute.13

Das 19. Jahrhundert: 
semantische und politische Veränderungen

Zu Beginn des 19. Jahrhundert schritt die Auflösung ständi­
scher Strukturen rasch voran, und die absolutistischen Regie­
rungsformen wurden modernisiert. Es gab große Unterschiede 
zwischen Staaten und Regionen. Aber meistens leiteten die 
Beamten »Reformen von oben« ein. Indem sie so auf die 
Napoleonische Herausforderung reagierten und sich dabei auf 
einheimische Reformtraditionen stützten, schafften sie ständi­
sche Rechtsungleichheit ab (oder milderten sie erheblich), führ­
ten sie die für die Entwicklung einer kapitalistischen Markt­
wirtschaft notwendigen Rahmenbedingungen ein, legten sie 
den Grund eines öffentlichen Bildungswesens sowohl für breite 
Bevölkerungsschichten als auch für Eliten und begrenzten sie 
die absolutistische Macht der Fürsten des 18. Jahrhunderts, 
meistens durch eine Stärkung der staatlichen Bürokratie, aber 
auch durch die Einführung neuer, repräsentativer Elemente in 
das Regierungssystem (lokale und regionale Selbstverwaltung 
in Preußen, halb-parlamentarische Institutionen in Süddeutsch­
land). Dies war ein komplexer, nicht-revolutionärer Prozeß, 
der sich zwischen 1800 und 1815 rasch vollzog und 1848/49 
weitere Impulse erhielt, sich ingesamt jedoch über Jahrzehnte 
hinzog und erst zur Zeit der nationalen Einigung in den 60er 
und frühen 70er Jahren des 19. Jahrhunderts zum Abschluß 
kam. Trotzdem entwickelte sich schon in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts eine marktgestützte, zunehmend kapitalisti­
sche Wirtschaft. Im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts be­
gann die Industrialisierung, mit dem Eisenbahnbau, der Er­
schließung neuer Energiequellen und der massenhaften Errich­
tung von Fabriken. Dadurch wurde das wirtschaftliche Wachs­
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tum zur Normalität und das System sozialer Ungleichheit 
umstrukturiert, man denke an die Entstehurig neuer sozialer; 
Spannungen zwischen Arbeit und Kapital, an die Herausbil­
dung einer Arbeiterklasse und an die nachhaltigen Auswirkun­
gen der Industrialisierung auf die Bourgeoisie sowie an die 
neuen, verstärkten Einkommens- und Einflußunterschiede in­
nerhalb des Bürgertums, das sich im Laufe der Industrialisie­
rung differenzierte. Klassenkonflikte und neue Formen der 
Kritik entwickelten sich, die gegen die Bourgeoisie, gegen das 
Bürgertum und gegen die bürgerliche Gesellschaft gerichtet 
waren. Im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts vollzogen sich 
dann im kapitalistisch-industriellen, zunehmend städtischen 
System grundsätzliche Veränderungen, von denen hier nur zwei 
erwähnt werden müssen: (a) der Beginn des Wohlfahrtsstaates 
und die Zunahme staatlicher Interventionen in Wirtschaft und 
Gesellschaft; (b) die überproportionale Ausdehnung des 
Dienstleistungssektors, die Zunahme nicht-manueller Arbeit 
und der Bürokratie und dementsprechend ein starker Anstieg in 
der Zahl der Angestellten und Beamten.

Im Zuge dieser tiefgreifenden Wandlungen änderte sich die 
Bedeutung der Begriffe »Bürgertum«, »bürgerlich« und »bür­
gerliche Gesellschaft« erneut, und wiederum spiegelten seman­
tische Veränderungen eine veränderte Wahrnehmung der Wirk­
lichkeit und eine veränderte Wirklichkeit wider. Zwei semanti­
sche Verschiebungen sind besonders erwähnenswert: 

a) Der Begriff »Bürgertum« wurde wieder enger gefaßt. Er 
bezog sich nun ausschließlicher auf die reicher und einflußrei­
cher werdende Bourgeoisie und das angesehene, einflußreiche 
Bildungsbürgertum (»Besitz und Bildung«) und schloß zuneh­
mend jene aus, die den Kern der frühneuzeitlichen ständischen 
Kategorie »Stadtbürger« gebildet hatten, jetzt aber an Reich­
tum und Einfluß zurückfielen: Handwerksmeister, kleine 
Kaufleute, Gastwirte usw. Diese Gruppen wurden immer häu­
figer als »Kleinbürgertum« oder »alter Mittelstand« zusammen­
gefaßt, damit vom eigentlichen Bürgertum abgegrenzt und an 
den Rand des Bedeutungsfeldes von »Bürger« und »Bürger­
tum« gerückt. Je  eindeutiger Großbesitz und kapitalistische 
Macht, akademische Qualifikationen und darauf fußender Be­
ruf zu bestimmenden Elementen des Begriffs »Bürgertum« 
wurden, und je mehr sich die Kluft zwischen Bourgeoisie und 
Bildungsbürgertum auf der einen Seite und den kleinen selb-
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ständigen Handwerkern und Händlern auf der anderen Seite 
verbreiterte, desto schwieriger wurde es, letztere dem Bürger­
tum zuzurechnen, dessen ständische Definitionsgrundlage 
längst zerbrochen war. Noch schwieriger war es, die kleinen 
Angestellten — Verkaufspersonal, Techniker, Büro- und Kon­
torangestellte sowie Postbeamte und andere kleine Beamte -  als 
voll zum Bürgertum gehörig zu betrachten. Zwecks Unter­
scheidung von der Arbeiterklasse bezeichneten diese sich 
manchmal selbst als »neuer Mittelstand« und wurden von 
anderen so bezeichnet.14

b) Während des sich langsam vollziehenden Übergangs von 
der Standes- zur Klassengesellschaft entwickelten sich neue 
Typen sozialer Ungleichheit, und damit traten die Grenzen und 
Widersprüche des Modells »bürgerliche Gesellschaft« stärker 
hervor: Die eindrucksvolle Idee einer sich selbst steuernden 
Gesellschaft freier und gleicher, öffentlich diskutierender und 
vernünftig entscheidender Staatsbürger hatte zwar immer den 
einerseits unabhängig-selbständigen, andererseits gebildeten 
Bürger vorausgesetzt, denn ohne Selbständigkeit und ein Mini­
mum an Bildung war der angestrebte vernünftige Diskurs 
schwer zu denken. So sehr dies die Masse der weder selbständi­
gen noch gebildeten Menschen (Frauen, Gesinde, Lohnarbei­
ter, Arme etc.) theoretisch und faktisch (Wahlrecht!) von An­
fang an ausgegrenzt hatte, so mußte dies doch so lange nicht 
zur inneren Diskreditierung jener Idee von der »bürgerlichen 
Gesellschaft« führen, als es nur eine Frage der Zeit und des 
baldigen Fortschritts zu sein schien, daß auch die bisher noch 
Unselbständigen und Ungebildeten selbständig und gebildet 
werden würden. Ebendies war die Erwartung der frühen libera­
len Theorie. Aber im Zuge der sich durchsetzenden Marktwirt­
schaft und dann vor allem der Industrialisierung zeigte sich, 
daß die Zahl der Unselbständigen eher zu- als abnahm, daß 
neue Klassenunterschiede entstanden und die reale Gesellschaft 
sich immer mehr von dem Ziel einer klassenlosen Gesellschaft 
der vielen kleinen und relativ gleichen Selbständigen entfernte. 
Insofern zerbröckelte der Glaube an die baldige Erfüllbarkeit 
der Bedingungen, ohne die das Modell der »bürgerlichen Ge­
sellschaft« nicht realisiert werden konnte. Das einstmals utopi­
sche Modell der »bürgerlichen Gesellschaft« wurde nicht zu 
unrecht zunehmend als Ideologie kritisiert, denn immer häufi­
ger verschleierte es die realen Ungleichheiten, statt sie zu
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vermindern und aufzuheben. Der politische Status des »Staats­
bürgers« (citoyen) hing, so zeigte sich jetzt zweifelsfrei, viel 
stärker vom ökonomischen und sozialen Status des »Bürgers« 
ab (definiert durch Besitz und/oder höhere Bildung), als dies 
mit den ursprünglich progressiven, liberalen und demokrati­
schen Forderungen, die mit »Staatsbürger« und »bürgerlicher 
Gesellschaft« verknüpft waren, vereinbar war. Vor diesem Hin­
tergrund entwickelten sich vom linken Spektrum her äußerst 
kritische Definitionen der Begriffe »bürgerliche Gesellschaft«, 
»bürgerlich« und »Bürger«. Gleichzeitig hielt aber die konser­
vative Distanz gegenüber den weiterhin mitschwingenden pro­
gressiven Inhalten dieser Begriffe an. Auf der semantischen 
Ebene fand diese doppelte Kritik ihren Ausdruck darin, daß 
statt des umfassenden Begriffs »Bürgertum« der eher abgren­
zende und klassenbezogene »Bourgeoisie« benutzt wurde. Kri­
tiker von links (Demokraten und Sozialisten) sowie aus konser­
vativen Kreisen neigten dazu, »Bürgertum« in polemischer und 
verkürzender Art mit »Bourgeoisie« gleichzusetzen, während 
die Liberalen diesen sprachpolitischen Akt ablehnten. Wie die 
anhaltenden konservativen Angriffe zeigen, verloren die Begrif­
fe »bürgerliche Gesellschaft«, »Bürger« und »bürgerlich« ihren 
progressiven Beiklang nicht gänzlich, aber ihnen wuchs nun 
doch eine defensive, anti-egalitäre, exklusive und vor allem 
anti-proletarische Dimension zu. Und diese gewann an Bedeu­
tung, je schwächer und weniger bedeutsam die einstmals so 
dominante anti-ständische, anti-aristokratische und anti-abso­
lutistische Stoßrichtung der Begriffe »Bürger«, »bürgerlich« 
und »bürgerliche Gesellschaft« wurde -  aufgrund der Zerstö­
rung der ständischen Realität, der Beschneidung adeliger Privi­
legien, der Reform des Absolutismus und der steigenden Be­
reitschaft im Bürgertum, sich mit dem, was von den alten 
Strukturen und Machtverhältnissen dennoch übriggeblieben 
war, zu arrangieren.1*

Das Bildungsbürgertum

Sowohl das Bildungsbürgertum als auch die Bourgeoisie des 19. 
Jahrhunderts sind erforscht worden ebenso wie die unteren 
»Mittelstände«, deren bürgerlicher Status immer mehr in Frage 
gestellt wurde und die im folgenden nicht behandelt werden.'6

33



Die meisten Historiker stimmen wohl darin überein, daß in der 
ersten Hälfte des. 19, Jahrhunderts das Bildungsbürgertum (ein­
schließlich der akademisch gebildeten Beamten) innerhalb des 
gesamten Bürgertums eine dominierende Rolle spielte..Einige 

..nicht-marxistische Historiker sind darüber hinaus der Ansicht, 
daß dies für das 19. Jahrhundert allgemein gilt. J Die große 
Bedeutung des Prinzips der allgemeinen Bildung für die Refor­
men des frühen 19. Jahrhunderts (besonders in Preußen), die 
von Humboldt gegründete neue Universität und die Verbrei­
tung des Gymnasiums verstärkten in der Tat die soziale Bedeu­
tung der akademisch Gebildeten, sowohl innerhalb als auch 
außerhalb des Staatsdienstes. Die rechtlichen und sozialen Re­
formen des frühen 19. Jahrhunderts beschnitten die Macht der 
absolutistischen Herrscher und schränkten die vorrangige Stel­
lung des Adels -  mit oder ohne Grundbesitz -  ein Stück weit 
ein. Aber in anderer Hinsicht waren die Reformen zaghaft und 
von bescheidener Wirkung. Beispielsweise wurde das parla­
mentarische System nirgends wirklich eingeführt, blieben die 
Exekutiven sehr stark und reichten die Veränderungen noch 
nicht dazu aus, die noch schwache Bourgeoisie (das Wirt­
schaftsbürgertum) zu einem dynamischen, einflußreichen Mo­
tor der Entwicklung zu machen. Folglich gehörten die Bil­
dungsbürger, besonders jene im Staatsdienst, zu den Gewin­
nern dieser Reformen. Gewissermaßen profitierten sie sowohl 
von deren Leistungen wie von deren Grenzen. Die Vereine 
wurden zu eipem wesentlichen Forum sozialer, kulfureller-und 
politischer Selbstbetätigung, Besonders-iür'däs Bildüngsburger- 
tüm. In den Jahren 1848749 führten vor allem Bildungsbürger 
die liberal-konstitutionelle Bewegung an. In der Frankfurter 
Nationalversammlung besaßen drei von vier Abgeordneten ei­
nen akademischen Grad; nur 7%  kamen aus der Bourgeoisie.'8

Ärzte, Anwälte und evangelische Pfarrer, Universitätspro­
fessoren und Lehrer an höheren Schulen, Richter und Verwal­
tungsbeamte, später auch Ingenieure, Architekten und Wissen­
schaftler unterschieden sich hinsichtlich ihrer Tätigkeiten und 
Sachkenntnisse, der Art und der Höhe ihres Einkommens, 
nach Einfluß und Klassenlage (selbständig, beamtet oder ange­
stellt) sehr. Aber sie verfügten über eine ,gemeinsame Erfah­
rung: die höhere Schulbildung gi.p.e,S,..Gymnasiums (oder einer 
ähnlichen Anstalt) und ein mit einem akademischen Abschluß 
absolviertes Studium an einer Universität (später auch an einer
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Technischen Hochschule). Warum diese Erfahrung so bedeut­
sam für das Selbstverständnis des genannten Personenkreises 
wie für deren Anerkennung durch andere war (oder: gewesen 
sein soll?), bedarf noch einer genaueren Untersuchung. Es hatte 
sicher etwas mit der spezifisch deutschen Bildungstradition und 
deren Nähe zur Macht in den früh entwickelten Bürokratien zu 
tun. Die allgemeine Bildung erwies sich zumindest zunächst als 
kompatibel mit den verschiedensten beruflichen Qualifikatio­
nen und darauf beruhender Leistungsfähigkeit. Sie harmo­
nierte mit dem sich verstärkt geltend machenden Leistungsprin­
zip, sie war anti-traditional und nicht innovationsfeindlich, sie 
stand in der Tradition der Aufklärung und der Säkularisierung.

' Gleichzeitig glich sie einem modernen Glauben mit eigenen 
Symbolen und diente als ein Kriterium kultureller Zugehörig­
keit und Definition, als ein Mittel zu kollektiver Identitätsbe­
stimmung. Während Bildung anfangs als Grundlage zur Legiti­
mierung von Ansprüchen gegenüber ererbten Standesprivile­
gien (z. B. Geburtsadel) und gegenüber traditionellen Formen 
der Macht (z. B. einiger absolutistischer Fürsten) diente, konn­
te sie doch auch als Medium der Annäherung und Symbiose 
von (gebildeten) Adligen und (gebildeten) Bürgern fungieren, 
etwa in der höheren Verwaltung. Und sie errichtete auch neue 
Schranken gegenüber den Nichtgebildeten, nämlich den unte­
ren Schichten, den Bauern und dem Kleinbürgertum.19 Zumin­
dest für dieses waren jene Schranken aber nicht unüberwind­
lich: 15-25%  derjenigen, die einen akademischen Abschluß 
hatten, kamen wahrscheinlich aus Familien von Handwerks­
meistern und Kaufleuten, kleinen Beamten und Angestellten, 
Grundschullehrern usw. Im Verlauf zweier Generationen hat­
ten dann auch Bauern und bessergestellte Arbeiter an diesem 
Aufstiegsprozeß teil.20

Es liegen Forschungsarbeiten über das Bildungsbürgertum 
allgemein vor,21 und zahlreiche Untersuchungen beschäftigen 
sich mit Einzelaspekten und Teilgruppen dieser gesellschaftli­
chen Formation. Vergleichsweise gut ist die Geschichte der 
Beamten erforscht.22 In der vorparlamentarischen Verfassungs­
wirklichkeit des 19. Jahrhunderts gehörten die höheren Beam­
ten mit akademischer Ausbildung zu den einflußreichsten und 
angesehensten Bevölkerungsgruppen.23 Es ist mittlerweile üb­
lich, aber keineswegs selbstverständlich und sicher auch nicht 
in jeder Hinsicht berechtigt, die Beamten dem Bürgertum
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zuzurechnen. Wichtige zeitgenössische Autoren taten dies 
nicht.24 In der Tat spricht manches dagegen: Einige Beamtenka­
tegorien waren hauptsächlich mit Adeligen besetzt. Viele er­
folgreiche hochgestellte Beamte bürgerlicher Herkunft wurden 
mit einem »von« vor dem Namen belohnt.25 Unbestreitbar sind 
Spannungen zwischen bestimmten bürokratischen Tugenden 
und Schwächen (Betonung von Autorität und Gehorsam, Ab­
hängigkeit von und Berufung auf Anweisungen »von oben«, 
obrigkeitsstaatliche Orientierungen) einerseits und bestimmten 
»bürgerlichen« Prinzipien (individuelle Unabhängigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit, Freiheit gesellschaftlicher Initiativen 
von obrigkeitsstaatlicher Gängelung).20 Während das Kriterium 
»Bildung« die akademisch qualifizierten Beamten der Kategorie 
»Bürgertum« zuordnet und dies der bei Historikern gebräuch­
liche Neologismus »Bildungsbürgertum« in der Tat nahelegt, 
erscheint dies unter den angedeuteten Gesichtspunkten nicht 
unbedingt zwingend. Hier liegt ein heikles, noch ungelöstes 
Problem der historischen Bürgertumsforschung.

Gute Ergebnisse liegen über die Geschichte einzelner Berufs­
gruppen wie Universitätsprofessoren und Lehrer, Ärzte und 
Anwälte, Ingenieure und Chemiker vor. Das Modell der »Pro- 
fessionalisierung« hat sich in diesem Zusammenhang als nütz­
lich erwiesen. Das Modell ist geeignet, jeweils einzelne Berufs­
gruppen (Ärzte, Anwälte, Ingenieure etc.) in vergleichender 
Perspektive zu thematisieren; man muß allerdings die Prägung 
des Modells durch einerseits englische, andererseits amerikani­
sche Entwicklungen und Erfahrungen in Rechnung stellen; auf 
dem europäischen Kontinent wich die Geschichte akademi­
scher Berufe teilweise von den angloamerikanischen Varianten 
deutlich ab, dank des hier größeren Staatseinflusses vor allem.27 
In begrenztem Maße sind die politischen Orientierungen der 
Akademiker untersucht worden, ihre vor allem liberal-konser­
vativen Orientierungen im Kaiserreich und zuletzt auch ihr 
Beitrag zur sozialen Reform.28 Man hat betont, daß die moder­
nen Familienstrukturen zuerst im Bildungsbürgertum Verbrei­
tung fanden: weniger Kinder und ein nachhaltiges Bemühen um 
deren Erziehung. In dieser und anderer Hinsicht gehörte die 
jüdische Minderheit des deutschen Bildungsbürgertums (fast 
durchweg außerhalb der Beamtenschaft) zur Avantgarde.29 
Manche Randgruppen des Bildungsbürgertums sind nur wenig 
erforscht: Journalisten, Schriftsteller und Künstler. Die franzö­
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sischen Maler des 19. Jahrhunderts wurden jüngst eingehend 
untersucht, und es konnte nachgewiesen werden, daß sie sehr 
eng in das französische Bürgertum integriert waren. Ähnliche 
Forschungen fehlen für Deutschland. Auch Außenseiter und 
Nonkonformisten müssen noch genauer untersucht werden.30

Viele Fragen sind offen, u. a. auch diese: Bis zu welchem 
Grad und in welcher Flinsicht war das Bildungsbürgertum eine 
gesellschaftliche Realität und nicht nur eine analytische Kon­
struktion späterer Historiker? Bis zu welchem Grad war das 
Bildungsbürgertum eine mit sich identische gesellschaftliche 
Gruppe, deren einzelne Teilmengen sozial relevante Merkmale 
teilten und miteinander verflochten waren, während sie sich 
von anderen Teilen des Bürgertums (nämlich der Bourgeoisie) 
wie auch von anderen gesellschaftlichen Gruppierungen ab­
grenzten und unterschieden? Schließlich war das Bildungsbür­
gertum ein sehr heterogenes Phänomen, dessen Angehörige 
sich voneinander in vielerlei Hinsicht unterschieden (nach Be­
ruf, Art des Einkommens, Klassenlage, Wohlstand, Lebens­
chancen, Sicherheit, Macht und politischer Orientierung). 
Stellten ihre gemeinsamen, aus prinzipiell ähnlichen Bildungs­
erfahrungen resultierenden Merkmale wirklich eine ausrei­
chend tragfähige Grundlage dar -  für ihr kollektives Selbstver­
ständnis und ihre Anerkennung durch andere, für ihre Bezie­
hungen untereinander, ihre Lebensart und Weltanschauung? 
Wir wissen es nicht genau. Man braucht Untersuchungen über 
die Verwendung von Schlüsselbegriffen durch die Zeitgenos­
sen,31 über Heirats- und Mobilitätsmuster, über Freundeskreise 
und Nachbarschaftsstrukturen, über Mitgliedschaften in Clubs 
und Vereinen, über politische Einstellungen verschiedener Be­
rufsgruppen und nach Möglichkeit über ihr Wahlverhalten. 
Und man müßte sich noch klarer darüber werden, warum und 
in welcher Hinsicht Bildung die Kraft besessen haben könnte, 
die an ihr Partizipierenden trotz all der sie im übrigen trennen­
den Unterschiede gleichwohl spezifisch zu »vergesellschaf­
ten«.32

Höchstwahrscheinlich besaß das Bildungsbürgertum in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine ausgeprägtere Identität 
als später. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und im 
20. gewannen Professionalisierungsprozesse und akademische 
Spezialisierung an Bedeutung; sie verstärkten die innere Frag­
mentierung des Bildungsbürgertums. Die Grenzen zwischen
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Bildungsbürgertum und Bourgeoisie wurden überdies fließen­
der, als 1 Unternehmersöhne immer häufiger die Universität 
besuchten und Manager, die oftmals die Funktion von Unter­
nehmern mit den akademischen Erfahrungen von Bildungsbür­
gern verbanden, an die Spitze zahlreicher Unternehmen rück­
ten. In dem Maße, in dem Bildung verstärkt zum Allgemeingut 
wurde, verlor sie an gesellschaftlicher Unterscheidungs- und 
Prägekraft und reichte sie nicht mehr zur Definition einer 
Gruppe in Abgrenzung zu anderen aus.33

Die Bourgeoisie

Es kann kaum Zweifel darüber geben, daß im gleichen Zeit­
raum die wachsende Bourgeoisie (Kapitalbesitzer, Unterneh­
mer, Manager, Arbeitgeber, ausgenommen die kleinen Selb­
ständigen im zahlenmäßig großen »alten Mittelstand«) sich 
hinsichtlich ihres Wohlstands, gesellschaftlichen Ansehens und 
politischen Einflusses im Aufwärtstrend befand. Innerhalb der 
Bourgeoisie wurden die gewerblichen Unternehmer im Verhält­
nis zu Kaufmannschaft und anderen Geschäftsleuten immer 
wichtiger, neben ihnen die Leiter der großen Banken. Zumin­
dest bis zur Mitte des Jahrhunderts neigten Aristokraten, Aka­
demiker und hohe Beamte dazu, auf Kaufleute und Fabrikbesit­
zer herabzusehen, die weder besonderen Einfluß hatten noch 
großes gesellschaftliches Ansehen genossen -  ausgenommen in 
Handelsstädten wie Hamburg oder Barmen mit einer gewach­
senen, auf lokaler Ebene einflußreichen Bourgeoisie. Mit dem 
Durchbruch des industriellen Kapitalismus im zweiten Drittel 
des 19. Jahrhunderts änderte sich die Situation. Dies spiegelte 
sich u. a. in den Romanen und Theaterstücken der Zeit wider. 
Während eine kritische und manchmal abfällige Meinung über 
die »Geldsäcke« und »Neureichen« ohne Bildung, Kultur und 
Prinzipien lange Zeit (noch bis in die 40er Jahre) dominiert 
hatte, kam in der volkstümlichen Literatur der 60er Jahre 
größere Hochachtung vor den dynamischen und fleißigen, 
Verantwortlichkeit zeigenden und dem Fortschritt verbunde­
nen Industriellen zum Ausdruck.34

Im Kaiserreich setzte sich dieser Prozeß des gesellschaftli­
chen Aufstiegs und der Integration für das Wirtschaftsbürger­
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tum weiter fort. Eine ständig wachsende Zahl von Unterneh­
mern -  hauptsächlich in großen Firmen des Montanbereichs 
und der Schwerindustrie überhaupt, im Maschinenbau wie vor 
allem in den »neuen Industrien« (Elektro, Chemie) -  besaßen 
akademische Ausbildung, zumeist in naturwissenschaftlich­
technischen Fächern. Häufig hatten sie die an Status und Be­
deutung gewinnenden Technischen Hochschulen besucht. An 
Bildungsstand und schulischer Qualifikation waren die absolut 
und anteilig zunehmenden »Angestelltenunternehmer«, die das 
von ihnen (mit)geleitete Unternehmen nicht zugleich als Eigen­
tum besaßen (Direktoren, Manager), den gleichwohl die große 
Mehrheit stellenden Eigentümer-Unternehmern überlegen. 
Diese partielle Akademisierung verhalf den Unternehmern zu 
einem höheren gesellschaftlichen Ansehen; dadurch wurden 
wirtschaftliche Leitungspositionen für Söhne aus Familien mit 
akademischem Hintergrund attraktiver. Gegen Ende des Jahr­
hunderts kam ein immer größer werdender Teil der Industrie­
unternehmer aus bessergestellten Familien mit höherem sozia­
len Ansehen, obwohl Rekrutierungen aus dem hochgeachteten 
Bildungsbüjrgertum selten blieben. Industrielle Stärke wurde zu 
einem bedeutenden Faktor aus nationaler, nationalistischer 

. Sicht. Wie der preußisch-deutsche Sieg über Frankreich 1870/71 
zu zeigen schien, konnten industrielle Stärke und wissenschaft­
licher Fortschritt nationalen Zwecken dienen. Solche Faktoren 
schienen Deutschlands Aufstieg zur Weltmacht zu erleichtern. 
Die patriotische, nationalistische und imperialistische Stim­
mung im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert trug dazu bei, 
daß die Großindustriellen und Exportkaufleute an öffentlicher 
Wertschätzung gewannen. Vor diesem Hintergrund trugen das 
Wachstum der Firmen durch interne Expansion und durch 
Unternehmenszusammenschlüsse (meistens in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft), ein Netz von neuen Kooperationsfor­
men zwischen den Industrieunternehmen sowie zwischen die­
sen und den Banken und schließlich auch die Akkumulation 
von Reichtum zum Aufstieg einer wirtschaftsbürgerlichen 
Oberschicht bei, deren Mitglieder reich, angesehen und ein­
flußreich waren. Gut organisierte Interessenverbände förderten 
den Einfluß der Bourgeoisie auf Verwaltung und Politik; zu­
nehmend waren leitende Angestellte und Syndici in den parla­
mentarischen Körperschaften vertreten, für die selbständigen 
Unternehmer blieb vor allem die Kommunalpolitik ein wichti­
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ges, für sie ökonomisch und sozial mitentscheidendes Betäti­
gungsfeld.35

Zweifellos sicherte das politische System der Bürokratie be­
merkenswerte Autonomie und den hochgestellten Beamten ein 
beträchtliches Maß an Macht. Aristokratische Minderheiten 
und Vorbilder spielten weiterhin eine große Rolle in Politik und 
Kultur des wilhelminischen Deutschland. Die Bourgeoisie war 
weder die herrschende Klasse noch dominierte sie auf kulturel­
lem Gebiet. Doch die Politik der damaligen Regierungen erwies 
sich als flexibel und günstig für das wirtschaftliche Wachstum 
wie für die Interessen der Unternehmer und Arbeitgeber, die 
eindeutig zu den nationalen, »staatstragenden« Kräften gehör­
ten -  ohne viel Neigung zu grundsätzlicher Kritik an Gesell­
schaft und Staat. In den letzten drei Jahrzehnten vor dem 
Ersten Weltkrieg bildete sich eine wirtschaftsbürgerliche Ober­
schicht heraus, die vom Bildungsbürgertum gewiß nicht mit 
Geringschätzung betrachtet wurde. In dieser Zeit bereitete es 
den großen Firmen keine Schwierigkeiten mehr, hochgestellte 
Beamte für sich zu gewinnen und zu sehr guten Gehältern 
einzustellen. Führende Industrielle hatten Zugang zu den inne­
ren Zirkeln am Kaiserhof gefunden. Enge Verbindungen (be­
dingt durch Eheschließungen, gesellschaftliche Kontakte, Mit­
gliedschaften in exklusiven Vereinen, in den konservativen Par­
teien und bei den Nationalliberalen, Zusammenarbeit in natio­
nalen, imperialistischen und anti-sozialistischen Vereinigungen) 
führten zu engen Kontakten und zum Abbau sozialer Distan­
zen zwischen der »Creme« der Bourgeoisie, den z.T . adeligen 
Großgrundbesitzern und Teilen der Verwaltungselite.36

Wir sind relativ gut informiert über die Wirtschaftsgeschichte 
der Unternehmer und Manager: über Kapitalakkumulation und 
Management-Techniken, über Strukturen und Strategien der 
Unternehmen. Wir wissen viel über Rekrutierung von Unter­
nehmern, über Unternehmerverbände und -politik, ganz be­
sonders während des Kaiserreichs.37 Jedoch fließen die Infor­
mationen über die Leiter der relativ wenigen Großunternehmen 
sehr viel reichhaltiger als über jene, die die vielen mittelgroßen 
Unternehmen leiteten und auch zur damaligen Bourgeoisie 
gehörten. Eine sorgfältige Differenzierung nach Industriezwei­
gen und Regionen wäre für den systematischen Vergleich wün­
schenswert.

Bedauerlicherweise weiß man noch nicht genug über did
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Bourgeoisie als eine gesellschaftliche Klasse entweder im marxi­
stischen oder im Weberschen Sinn des Wortes. Es wäre sicher 
irreführend und ungenau, das Bürgertum insgesamt als eine 
Klasse zu bezeichnen, da zum Bürgertum Selbständige „und 
Arbeitgeber wie auch Beamte und Angestellte gehörten, also 
Kategorien unterschiedlicher Marktposition, die von den un­
terschiedlichsten Einkünften lebten. Die Bourgeoisie jedoch 
kann man als Klasse begreifen: Kapitalbesitzer, Unternehmer, 
Arbeitgeber und ihre unmittelbaren Helfer, d. h. angestellte 
Unternehmer bzw. Manager. Es empfiehlt sich, die Katego­
rien, die in bezug auf die Formierung der Arbeiterklasse im 19. 
Jahrhundert entwickelt worden sind, auf die Bourgeoisie anzu­
wenden und nach deren Klassenbildung zu fragen: In welchem 
Ausmaß, warum und mit welchen Folgen drängte die gemeinsa­
me Klassenlage der Wirtschaftsbürger ihre vielen sonstigen 
Differenzen (Firmengröße, Geschäftszweig, Rohstoff- versus 
Verarbeitungsindustrien etc.) sowie die zwischen ihnen beste­
hende Konkurrenz in den Hintergrund? Ergaben sich manifeste 
gemeinsame Interessen aus der gemeinsamen Klassenlage? Wie 
verhielt es sich mit der inneren Verflechtung, dem inneren 
Zusammenhalt und den äußeren Abgrenzungen der Bourgeoi­
sie in bezug auf Mobilität und Eheschließungen, gemeinsame 
Erfahrungen und gesellschaftliches Leben, Kultur und Denk­
weisen? Trugen Spannungen und Konflikte zwischen ihr und 
dem Adel, dem Bildungsbürgertum, dem Kleinbürgertum und 
besonders der entstehenden Arbeiterklasse dazu bei, sie als 
Klasse zu konstituieren -  in welcher Hinsicht, bis zu welchem 
Grad, in welchem Zeitraum, gegen welche Art von Hindernis­
sen und Gegentendenzen? Selbstverständlich muß auch die 
Beziehung zum Staat, zu den politischen Institutionen und den 
Beamten Berücksichtigung finden. Existierte vielleicht die 

.Bourgeoisie als Klasse, bevor es eine Arbeiterklasse gab? In 
welcher Weise beeinflußten sich die beiden Klassenbildungs­
prozesse in Bourgeoisie und Proletariat?38 Gab es im 20. Jahr­
hundert einen Zeitpunkt, an dem sich die Klassenbildung der 
Bourgeoisie umzukehren begann und zu einer Art Klassen- 
Entbildung wurde, wie es sich im Falle des Proletariats in der 
Zwischenkriegszeit beobachten läßt?39
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Kein Stand, keine Klasse — eine Kultur?

Die Forschungen über das deutsche Bürgertum haben viele 
Fragen offengelassen, und sie werfen auch neue auf, von denen 
einige bereits erwähnt wurden. Zwei allgemeinere Probleme 
müssen noch behandelt werden. Das erste ist vordergründig ein 
Definitionsproblem: Gibt es einen gemeinsamen Nenner für 
die verschiedenen Gruppen, die im Laufe der Zeit als »bürger­
lich« bezeichnet und als zum »Bürgertum« gehörend betrachtet 
wurden? Mit welcher Berechtigung werden gleiche Begriffe 
(»Bürgertum«, »bürgerlich«) auf so unterschiedliche gesell­
schaftliche Kategorien angewandt: die traditionellen Stadtbür­
ger, den Dritten Stand des ausgehenden Ancien regime, die 
Bourgeoisie und das Bildungsbürgertum (das überdies in sich 
sehr heterogen war) und manchmal sogar auf die kleinbürgerli­
chen Randgruppen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
die hier nicht zum Bürgertum gezählt wurden? Es scheint, daß 
es für diese semantische Kontinuität mit wechselnder inhaltli­
cher Bedeutung nur historische Erklärungen gibt, wie sie in den 
vorangehenden Abschnitten angedeutet wurden. Es mag sich 
heraussteilen, daß es keine Definition von »Bürgertum« über 
die Jahrhunderte hinweg geben kann, ausgenommen enumera- 

1 tiv oder in Form einer negativen Begriffsbestimmung: indem 
man darauf verweist, was das Bürgertum nicht war, nämlich 
aristokratisch, geistlich, ländlich, militärisch oder Unter­
schicht.40

Selbst wenn man nur auf das Bürgertum des 19. und zo. 
Jahrhunderts blickt, erweist sich seine Definition als schwierig. 
Es ist deutlich geworden, daß der Begriff Kategorien umfaßt, 
die sehr unterschiedliche Marktpositionen, Einkommensarten 
und Vermögensverhältnisse, verschiedene Funktions- und Be­
rufsgruppen sowie nach Macht und Ansehen verschiedene Ka­
tegorien beinhaltet. Wer den Begriff »Klasse« und seine sozio- 
ökonomischen Grundlagen ernst nimmt, kann das Bürgertum, 
des 19. Jahrhunderts nicht als eine solche betrachten. Aber auch 
als Stand kann man es nicht bezeichnen, da es nicht durch 
besondere Rechtsstellung und auch nicht durch eine spezifische 
Form politischer Repräsentation von anderen gesellschaftlichen 
Kategorien unterschieden war.41 Es wäre ebenfalls irreführend, 
das Bildungsbürgertum (Beamte, Professoren und Lehrer, Ärz­
te, Rechtsanwälte, evangelische Geistliche, Ingenieure etc.) als
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bloß abhängiges, sekundäres »Anhängsel« einer im übrigen 
dominierenden Bourgeoisie zu betrachten, um daraus die 
Schlußfolgerung zu ziehen, die Bourgeoisie sei der unbestritte­
ne Kern des Bürgertums im 19. Jahrhundert gewesen, welches 
dann in seinem Kern als eine Klasse begriffen werden könnte, 
unbeschadet einiger nur schwierig bestimmbarer »Anhäng­
sel«.42

Als Ausweg, so scheint es, bietet sich die Definition des 
Bürgertums (19. Jahrhundert) durch gemeinsame und gleich­
zeitig spezifische Deutungsmuster und Wertungen, Mentalität 
und »Kultur« an. Aus dieser Perspektive betrachtet, teilten 
Bourgeoisie und Bildungsbürgertum eine besondere Hochach­
tung vor individueller Leistung in den verschiedensten Lebens­
bereichen (nicht nur, aber auch in der Ökonomie) und begrün­
deten damit ihre Ansprüche auf wirtschaftliche Belohnung, 
soziales Ansehen und politischen Einfluß. Damit verknüpfte 
sich eine positive Grundhaltung gegenüber regelmäßiger A r­
beit, eine typische Neigung zu Rationalität und Methodik der 
Lebensführung. Als ausgesprochen bürgerlich gilt in dieser 
Perspektive das Streben nach selbständiger Gestaltung der indi­
viduellen und gemeinsamen Aufgaben, die letzteren durch Ver­
eine und Assoziationen, Genossenschaften und Selbstverwal­
tung (statt durch Obrigkeit). Die Betonung von Bildung (statt 
Religion oder in Verbindung mit bildungskompatiblen Varian­
ten von Religion) kennzeichnete das Welt- und das Selbstver­
ständnis der Bürger; Bildung gehörte zugleich zur Grundlage 
ihres Umgangs miteinander und zur Abgrenzung von anderen 
(etwa durch Zitate und Konversationsfähigkeit). Ein enges 
Verhältnis zur -  im übrigen nach bürgerlichem Verständnis 
relativ autonomen -  ästhetischen Kultur (Kunst, Literatur, 
Musik) kennzeichnete das Bürgertum ebenso wie Respekt für 
Wissenschaft. Sicherlich war bürgerliche Lebensführung zen­
tral durch ein besonderes Verständnis der Familie*gckennzeich- 
net, das sich jedenfalls zuerst im Bürgertum entwickelte und 
lange in diesem am ehesten (wenn auch nicht vollkommen) 
realisiert werden konnte, bevor es auch in nicht-bürgerlichen 
Gesellschaftskreisen mehr oder weniger akzeptiert und zur 
Regel wurde: die Familie als eine sich selbst begründende, als 
Selbstzweck begreifende Gemeinschaft, die Familie als eine 

.(durch emotionale BezieTiungen statt' dürch Zweckhaftigkeit 
und Konkurrenz geprägte Sphäre (in Absetzung zu Wirtschaft
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und Politik), die Familie als rechtlich geschützter und durch 
»dienstbare Geister« freigesetzter Innenraum der Privatheit im 
Unterschied zur Öffentlichkeit. Vielleicht gehörte auch ein 
Minimum an liberalen Tugenden wie Toleranz, Konflikt- und 
Kompromißfähigkeit, Autoritätsskepsis und Freiheitsliebe zur 
bürgerlichen Kultur, doch geht gerade an dieser Stelle die 
idealtypische Beschreibung besonders leicht in ideologische 
Rechtfertigung über.43

Aus dieser Perspektive waren den Bürgern des 19. Jahrhun­
derts gewisse Normen, Einstellungen und Lebensweisen, eine 
in sich allerdings sehr differenzierte und historisch veränderba­
re Kultur, Deutungen und Definitionen des Lebens gemein­
sam, und eben dadurch unterschieden sie sich von den Nicht- 
Bürgern. Wer derart den Zusammenhalt der Bürger und ihre 
Unterscheidung von anderen kulturell definiert, wird die große 
Wichtigkeit symbolischer Formen für die Identität des Bürger­
tums würdigen können: Tischsitten und Konventionen, Titel 
und feine Lebensart.44

Diese Definition des Bürgertums durch spezifische Kultur 
und Lebensführung hat viele Probleme. Die Begriffe sind nicht 
immer trennscharf, nichts läßt sich in der Geschichte schwieri­
ger präzis erfassen als das luftige, vieldeutige Gebiet der Deu­
tungen und Gebräuche, Werte und Lebensweisen (»Kultur«). 
Auf verschiedene Gruppen des Bürgertums passen einige der 
genannten Merkmale überdies nur schlecht. Umgekehrt fehlten 
sie nie ganz in den nicht-bürgerlichen Schichten. Schließlich 
scheint es theoretisch und empirisch schwierig, von der Be­
schreibung der bürgerlichen Kultur zur Frage nach der kollekti­
ven Handlungsfähigkeit des Bürgertums vorzustoßen; interes­
senanalytische Definitionen legen diesem für den Historiker 
zentralen Schritt weniger Steine in den Weg. Überhaupt ver­
bleibt die angedeutete kulturelle Definition zunächst sehr im 
Deskriptiven.

Aber andererseits weist dieser Versuch, das Bürgertum als 
»Kultur« im skizzierten Sinn zu verstehen, auch eine ganze 
Reihe von Vorteilen auf. Ganz abgesehen von der vermutli­
chen, jedoch noch im einzelnen zu prüfenden Realitätsnähe 
dieser Definition eröffnet sie die Möglichkeit, nach dem Grad 
und der Art der Bürgerlichkeit eines Systems, einer Gesell­
schaft, eines gesellschaftlichen Teilbereichs in Vergangenheit 
(und Gegenwart) zu fragen. Inwieweit prägte, so ließe, sich
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fragen, das so definierte Bürgertum die dominante Kultur, das 
"Wirtschaftsverhalten, den. politischen Stil, die sozialen Bezie­
hungen im deutschen Vormärz, im Kaiserreich etc. ? Das Aus- 

"maß, in dem jene bürgerlichen Normen und Lebensweisen, 
Deutungen und Verhaltensweisen in einer Gesellschaft domi­
nierten und deren verschiedene Dimensionen -  hier sind noch 
»Operationalisierungsschritte« nötig -  prägten, könnte als 
Maßstab zum Vergleich von Gesellschaften und gesellschaftli­
chen Teilbereichen in bezug auf ihre »Bürgerlichkeit« dienen.45

Die kulturelle Definition des Bürgertums kann überdies die 
Einordnung bürgerlicher Randgruppen und die Zunahme der 
Unschärfe des Bürgertumsbegriffs im Laufe des 20. Jahrhun­
derts erklären:

1. Da im späten 19. und im 20. Jahrhundert der »alte Mittel­
stand« der Handwerker und Kleinhändler und der »neue Mit­
telstand« der Angestellten und kleinen Beamten die bürgerli­
chen Normen, Definitionen und Einstellungen nur teilweise 
teilten, verstand man sie als an der Grenze dessen angesiedelt, 
was »Bürgertum« bedeutete; die Begriffe »Kleinbürgertum«, 
(kritisch) und »Mittelstand« (positiv) wurden verwendet, um 
ihre verschwommene Position an der Peripherie zu kennzeich­
nen.

2. In dem Maße, wie diese Normen und Einstellungen, 
Denkweisen und kulturellen Muster im 20. Jahrhundert in 
Frage gestellt und zerstört wurden -  durch die Folgen des 
Ersten Weltkriegs, Inflation, Depression, Faschismus und 
Zweiten Weltkrieg, aber auch durch Veränderungen des Ar­
beitsmarktes (Verknappung der Dienstmädchen!) -  wurde es 
weniger sinnvoll, vom Bürgertum insgesamt zu sprechen, wäh­
rend es jedoch weiterhin Sinn hatte, von einer Bourgeoisie, von 
einzelnen Professionen oder von den Beamten zu reden.46 In 
dem Maße, wie diese Normen und Einstellungen, kulturellen 
Muster und Lebensweisen verallgemeinert wurden, sich auch in 
anderen gesellschaftlichen Gruppen ausbreiteten (und dabei 
möglicherweise verwässert wurden), in dem Maße hörten sie 
auf, ein abgrenzbares Bürgertum zu definieren, das in diesem 
Prozeß folglich etwas von seinem besonderen Profil einbüßte. 
Keine Frage: das Bürgertum besaß eine Identität (d.h. Zusam­
menhalt und Außengrenzen, ihm gemeinsame und zugleich 
spezifische Merkmale) nur, solange es andere Gruppierungen 
und Instanzen mit alternativen und konfligierenden Kulturen
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gab: zuerst den Adel, die ständische Gesellschaft und den 
absolutistischen Staat, später die aufstrebende Arbeiterklasse. 
Als die erste dieser zwei Fronten im Laufe des 19. Jahrhunderts 
verblaßte, nahm die zweite in gewisser Weise ihren Platz ein. 
Als die zweite im 20. Jahrhundert einen Teil ihrer strukturie­
renden Kraft einbüßte, zeigte das Bürgertum Tendenzen, seine 
spezifische Identität zu verlieren. Auch deshalb war es bald »im 
Niedergang« begriffen, jedoch nicht ohne Unterbrechungen 
und Gegentendenzen.47 Die Geschichte dieses Niedergangs ist 
noch nicht geschrieben worden.

Dies sind jedoch zunächst nur sehr grob umreißende Bemer­
kungen. Sie müssen auf der Basis empirischer Untersuchungen 
näher erläutert und spezifiziert werden. Im übrigen sind auch 
diese Bemerkungen über die kulturelle Identität des Bürger­
tums eher deskriptiv als analytisch. Als Aufgabe bleibt, die 
Affinität zwischen dieser (bürgerlichen) Kultur einerseits, ihren 
sozialen und ökonomischen Bedingungen und Funktionen an­
dererseits zu analysieren. Mit anderen Worten: man müßte 
kausal und funktional klären, warum diese Kultur ihren gesell­
schaftlichen Ursprung bei der Bourgeoisie und im Bildungsbür­
gertum, im Kapitalismus und im Bereich der Bildung hatte, 
bevor sie -  in modifizierter Form und weiterhin innerhalb klar 
erkennbarer Grenzen -  in andere Teile der Gesellschaft Eingang 
fand, ausgehend vom westlichen und mittleren Europa und mit 
(sehr begrenzter) Ausweitungstendenz über diese Region hin­
aus. Noch einmal anders formuliert: das Verhältnis zwischen 
Kultur und Klasse, zwischen Kultur und Veränderungen von 
Ökonomie, Sozialstruktur und Politik müßte klarer herausge­
arbeitet werden. Drei Gedanken mögen weiterführen:

Erstens wäre genauer nach den ökonomischen Voraussetzun­
gen der Teilnahme an jener bürgerlichen Kultur zu fragen. 

.Sicher gehört dazu: regelmäßiges Einkommen, das sichere Aus- 
kömmlichkeit eindeutig oberhalb des Existenzminimums er­
möglicht und damit den nötigen Spielraum bietet, um an jenem 
»Spiel« teilzunehmen, das die, bürgerliche Kultur immer auch 
ist. An den Existenzbedingungen der bürgerlichen Familie läßt 
sich dies besondes klar zeigen. Ihre Realisierung setzte nicht 
Reichtum, aber Freiheit von Not und eine gewisse, den nötigen 
zeitlichen Horizont erst ermöglichende Planungssicherheit 
ebenso voraus wie die Freisetzung der meisten Familienmitglie- 
def (der Frau und Mutter sowie der Kinder) von Erwerbstätig­



keit. (Eben weil sich dies i. a.R. die proletarischen Familien 
nicht, die Familien der kleinen Handwerker und Ladenbesitzer 
Kaum und die Familien kleiner bis mittlerer Beamter und 
Angestellter nur mit größter Mühe leisten konnten, gehörten 
diese Kategorien nicht oder doch nicht im Vollsinn des Wortes 
zum Bürgertum.) Solche regelmäßigen, sicheren und Spielräu­
me eröffnenden Einkommen konnten nun in der Tat aus ver­
schiedenen (aber nicht aus allen) Quellen fließen, vor allem aus 
selbständiger Tätigkeit und aus beamteter oder quasi beamteter 
Stellung. Deshalb war das Bürgertum keine einheitliche Klasse 
und trotzdem die bürgerliche Kultur keineswegs klassenneu­
tral. Sie konnte und kann nicht beliebig in andere sozialökono­
mische Bedingungskonstellationen transferiert werden. Vor al­
lem in einer durch weitverbreitete Not, Knappheit und ökono­
mische Unsicherheit gekennzeichneten Epoche -  und dazu 
gehörten das 19. Jahrhundert wie die erste Hälfte des 20. 
Jahrhunderts in Deutschland durchaus -  ließ sich bürgerliche 
Kultur trotz ihrer unbestreitbaren Attraktivität für viele Nicht- 
Bürger, trotz bürgerlicher Sozialreform und staatlicher Sozial­
politik, trotz Schulpflicht und manchen anderen Verbürgerli­
chungs-Strategien nicht wirklich über ein schmales Segment der 
Gesellschaft hinaus ausweiten.

Zweitens wäre zu fragen, auf welche besondere Art und in 
welchen Grenzen kulturelle Gemeinsamkeiten des skizzierten 
Typs soziale und vielleicht sogar politisch-handlungsmäßige 
Gemeinsamkeiten zu begründen in der Lage waren. Möglicher­
weise entfalten kulturelle, in sich zudem meist sehr .differen­
zierte Gemeinsamkeiten in geringerem Maße gruppenkonstitu­
ierende und kollektive Handlungsfähigkeit begründende Kraft 
als Gemeinsamkeiten, die in sozialökonomischen Interessen 
wurzeln, so sehr zu deren Definition immer auch kulturelle 
Dimensionen gehören mögen. So würde sich der ephemere, 
schwer faßbare Charakter des Bürgertums in der neueren Ge­
schichte erklären, nachdem einmal seine rechtlichen Defini­
tionsgrundlagen untergegangen waren.

Aber es besteht -  drittens -  kein Anlaß, die wichtigen 
Funktionen der bürgerlichen Kultur in bezug auf die Verwirkli­
chung jenes beeindruckenden Wirtschafts-, Sozial- und Politik­
modells zu übersehen, das nicht zufällig als Entwurf einer 
»bürgerlichen Gesellschaft« bezeichnet und dessen utopischer 
Uberschuß im Grunde bis heute nicht voll eingeholt worden
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ist. Nur wer über einige Grundelemente bürgerlicher Kultur 
verfügt -  nämlich vor allem über ein1 Minimum an individueller 
Autonomie, die allerdings nicht notwendig durch privates 
Eigentum mit wirtschaftlicher Funktion gesichert sein muß, und 
über ein Minimum an urteil- und diskursermöglichender 
Bildung, durchaus in der aufklärerisch-humanistischen Bil­
dungstradition!— kann die Möglichkeiten eines mündigen Staats­
bürgers wahrnehmen und dadurch zur wohl immer nur tenden­
ziellen Verwirklichung jenes Sozial- und Politikmodells einer 
»bürgerlichen Gesellschaft« beitragen. Nicht zuletzt weil bür­
gerliche Kultur im oben skizzierten Sinn nebst den sie ermög­
lichenden ökonomisch-sozialen Chancen und grundsätzlichen 
Rechten auf Freiheit und Planung -  wenn auch stark modifiziert, 
oftmals »verwässert« und überdies weiterhin innerhalb schwer 
übersteigbarer Barrieren -  über die Grenzen des ehemals schma­
len Bürgertums hinaus zugänglich geworden ist, bis in kleinbür­
gerliche und untere Schichten hinein und unter Einbeziehung 
der seinerzeit partiell ausgeschlossenen weiblichen Bevölke­
rung, deshalb ist heute das Modell der bürgerlichen Gesellschaft 
in geringerem Maß bloß Ideologie und in größerem Maß Realität 
als im 19. Jahrhundert. Daß es alte und ganz neue Hindernisse 
gibt, die seiner Realisierung entgegenstehen, wird damit nicht 
bestritten. Sie mögen aber beeinflußbar sein.

Ein deutscher »Sonderweg«?

Ein zweites generelles Problem der Geschichte des deutschen 
Bürgertums ergibt sich in vergleichender Perspektive. Was 
kennzeichnete das deutsche Bürgertum im Vergleich zum Bür­
gertum in anderen europäischen Ländern? Diese Frage ist von 
besonderer, auch politischer und ideologischer Wichtigkeit, da 
sie zentrale Bedeutung für die keineswegs beendete Debatte um 
den deutschen »Sonderweg« hat. Was ist gemeint?

Im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert waren viele deut­
sche Historiker von einem deutschen Sonderweg in einem 

. positiven Sinn überzeugt. Im Vergleich zum westlichen Euro­
pa, und hier ganz besonders zu England und Frankreich, 
stellten sie fest, daß die gesellschaftliche, politische und kultu­
relle Entwicklung in Deutschland nicht nur abweichend, son­
dern auch den in Deutschland gegebenen geographischen und

48



historischen Bedingungen besonders angemessen und vielleicht 
sogar generell überlegen war: der nicht-parlamentarische Cha­
rakter des Regierungssystems (»konstitutionelle Monarchie« 
mit starker Exekutive), die starke Staatsorientierung und deren 
Auswirkungen auf das wirtschaftliche und gesellschaftliche Le­
ben, deutsche »Kultur«, verglichen mit westlicher »Zivilisa­
tion«. In der Folge des Ersten Weltkriegs stellten manche diese 
positive Auffassung in Frage. Die Diktatur des Nationalsozia­
lismus und der Zweite Weltkrieg bereiteten ihr ein Ende. Sie 
wurde bis heute noch nicht wieder aufgegriffen, obwohl sich 
jüngst zeitgemäß modifizierte Neuansätze abzuzeichnen begin­
nen.48

Unter dem Eindruck der nationalsozialistischen Diktatur 
und ihrer verheerenden Konsequenzen entwickelte sich ein 
neuer Typ der Sonderweg-These, eine kritische, liberal-demo­
kratische Auffassung, die berühmte Wegbereiter hatte: neben 
anderen auch Friedrich Engels und Max Weber. In dieser Sicht 
gab es in der Tat so etwas wie einen neuen deutschen Sonder­
weg: Neben Italien war Deutschland, im Gegensatz zu Westeu­
ropa und Nordamerika, das einzige hochindustrialisierte und 
parlamentarisch-demokratische System, das faschistisch gewor­
den war. Es war und ist verständlich, notwendig und keiner 
besonderen Rechtfertigung bedürftig, daß viele Historiker und 
andere Beobachter für diesen deutschen Sonderweg, den sie 
bedauerten, Gründe suchten und suchen. Natürlich erkannte 
man die Wichtigkeit kurzfristig wirkender Gründe für die 
Schwäche des liberal-demokratischen Systems der Weimarer 
Zeit und die Entstehung des Nationalsozialismus: die Auswir­
kungen des Ersten Weltkriegs und die demütigende Niederlage, 
die von der großen Mehrheit der Deutschen nicht akzeptiert 
wurde, Inflation, Depression, die mangelnde Stabilität dieser 
Zeit auf internationaler Ebene und andere Faktoren. Man blick­
te jedoch zugleich auf einen weiter zurückreichenden Zeitraum 
und erkannte Strukturen und Prozesse im 19. Jahrhundert, von 
denen zwar nicht behauptet wurde, daß sie unweigerlich oder 
direkt in den Nationalsozialismus des 20. Jahrhunderts geführt 
hätten, die man aber als langfristig wirkende Faktoren erkann­
te, welche die allgemeine Krise zwischen den Kriegen in 
Deutschland vertieften und den Untergang von Weimar und/ 
oder den Aufstieg des Nationalsozialismus förderten. Durch 
implizite und explizite Vergleiche mit »dem Westen« glaubte
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man u. a. folgende langfristig wirkende Faktoren zu erkennen, 
mit denen insbesondere die deutsche Geschichte belastet war: 
zunächst das Fehlen bzw. später das weitgehende Mißlingen 
der bürgerlichen Revolution; die »verspätete« Nationalstaats­
bildung; die Stärke der bürokratisch-obrigkeitsstaatlichen und 
die Schwäche der parlamentarischen Institutionen mit ihren 
ungünstigen Folgen für das Parteiensystem vor und nach dem 
Ersten Weltkrieg; illiberale, antipluralistische Aspekte in der 
politischen Kultur und »deutschen Ideologie«. Im Gegensatz 
zu Westeuropa und Nordamerika schienen vorkapitalistische, 
vorindustrielle, vormoderne Denkweisen und Lebensarten, 
Strukturen und Eliten bei uns besonders gut überdauert und 
lange noch starken Einfluß ausgeübt zu haben. Die bis ins 
Dritte Reich mächtige Rolle der agrarischen aber spätfeudal 
privilegierten Interessen, der »Junker«, in der deutschen Poli­
tik, der adlige Einfluß am Hof, im Heer und in manchen 
Bereichen der zivilen Verwaltung, die »Feudalisierung« von 
Lebensweisen und Wertvorstellungen des Großbürgertums 
(vor allem der Spitzen der Bourgeoisie), die starke Position und 
der Einfluß des Militärs, ständische Traditionen im Kleinbür­
gertum und der allgegenwärtige Einfluß der Bürokratie wurden 
in diesem Zusammenhang als spezifisch und belastend für die 
deutsche Entwicklung betont. Verglichen mit dem Westen 
schien das Bürgertum in Deutschland verhältnismäßig schwach 
gewesen zu sein; es. gab klare Grenzen für seinen konstitutio­
nellen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Einfluß, 
und in einer vergleichenden Perspektive schien sich so etwas 
wie ein deutsches »Defizit an Bürgerlichkeit« abzuzeichnen. 
Und ebendieses Bündel deutscher Besonderheiten erklärte mit, 
warum Deutschland im Unterschied zu den westlichen Demo­
kratien in der Periode zwischen den Kriegen faschistisch ge­
worden war.49

Viele unterschiedliche Historiker, Sozialwissenschaftler und 
Publizisten leisteten sehr unterschiedliche Beiträge zu dieser 
hier nur grob skizzierten Sonderweg-These. Jedoch würde 
wohl keiner von ihnen alle Aspekte dieser These unterschrei­
ben. Auch haben einige inzwischen ihre Meinung geändert (was 
in der Wissenschaft normal ist und natürlich legitim sein 
kann).50 Diese These ist auch niemals voll akzeptiert worden. 
Ganz besonders in den letzten Jahren stieß sie auf Kritik von 
verschiedener Seite. Historikern, die dieses kritische Bild von
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der deutschen Vergangenheit vertraten, wurde vorgeworfen, 
daß sie »den Westen« idealisierten und eine negative Teleologie 
entwickelten, wenn sie die deutsche Geschichte daraufhin be­
fragten, wie »1933« möglich werden konnte. Man hielt ihnen 
vor, die negativen Aspekte der deutschen Geschichte zu über­
treiben und über das zu schreiben, was nicht geschehen war 
(z. B. eine erfolgreiche Revolution des Bürgertums im 19. 
Jahrhundert), anstatt sich mit dem zu befassen, was sich tat­
sächlich ereignet hatte. Andere Kritiker vertraten die Ansicht, 
jedes Land habe seinen eigenen »Sonderweg«.51

Hier kann diese Diskussion, die tiefgreifende Konsequenzen 
für das Selbstverständnis der Deutschen im Vergleich zum 
Westen hat, nicht ausführlich fortgesetzt werden. Es soll nur 
betont werden, daß weitere vergleichende Forschungen über 
das Bürgertum; die Teile, aus denen es sich zusammensetzt, 
seine Kultur und seine wechselnde Rolle in Gesellschaft, Kultur 
und Politik unbedingt erforderlich sind, um die Gültigkeit und 
die Grenzen der Sonderweg-These genauer zu klären, die bis­
her noch mehr von vergleichenden Annahmen lebt als auf 
Resultaten vergleichender Forschung beruht. Vielleicht sollte 
man deshalb eher von einer Sonderweg-Hypothese sprechen. 
Derzeit lassen sich zumindest folgende Überlegungen zur Dis­
kussion stellen: .

1. Die Sonderweg-Hypothese hat sich als wissenschaftlich 
fruchtbar erwiesen. Sie hat wichtige Fragen angeregt und Ein­
sichten ermöglicht, und zwar im Zusammenhang der Debatte 
über Voraussetzungen und Gründe, Entstehung und Sieg, Cha­
rakter und Folgen des Nationalsozialismus. Aus guten wissen­
schaftlichen und allgemeinen Gründen ist die geschichtswissen­
schaftliche Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus 
von zentraler Wichtigkeit und wird es auch weiterhin sein. Hier 
hat die Sonderweg-Hypothese auch weiterhin ihren wichtigen 
Platz. Aber es gibt selbstverständlich und legitimerweise auch 
andere interessante Fragen an die deutsche Geschichte und 
andere Forschungszusammenhänge, in denen die Hypothese 
eines deutschen Sonderwegs wahrscheinlich weniger sinnvoll 
zu rechtfertigen ist.

2. Die Ergebnisse eines Vergleichs werden hochgradig beein­
flußt von der Wahl der Vergleichseinheiten. Verglichen mit dem 
östlichen Mitteleuropa erscheinen einige Entwicklungen in 
Deutschland als sehr bürgerlich oder sehr »normal«, während
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sie im Vergleich mit Westeuropa oder Nordamerika unbürger­
lich oder außergewöhnlich sein mögen.52

3. Selbstverständlich gibt es sehr große Unterschiede zwi­
schen Frankreich, England, den Niederlanden und den Verei­
nigten Staaten. Aus diesem Grunde ist es für gewöhnlich 
problematisch, Deutschland mit »dem Westen« zu vergleichen. 
Außerdem ist »Deutschland« selbst eine sehr heterogene Ver­
gleichseinheit, ganz besonders vor 1870/71, aber auch später 
noch. Dennoch mag ein Vergleich zwischen Deutschland und 
dem Westen unter gewissen Gesichtspunkten durchaus sinnvoll 
sein (vor allem mit unter 1. genannten Erkenntnisinteressen).

4. Aus einer solchen vergleichenden Perspektive betrachtet, 
wird sich wahrscheinlich zeigen, daß die »Feudalisierung des 
Großbürgertums« keine deutsche Besonderheit darstellt. Sie 
mag im Kaiserreich am Ende weniger ausgeprägt gewesen sein, 
als lange angenommen. Man weiß nicht genau, wie tief aristo­
kratische Vorbilder sich im Leben, in der Kultur, im sozialen 
Verhalten der verschiedenen Teile des Bürgertums durchgesetzt 
hatten.53 Auf jeden Fall scheint der fortlebende Adel, seine 
politische Macht und seine attraktive Kultur die wohlhabende­
ren Kreise der Bourgeoisie stark beeinflußt wie auch deren 
gesellschaftliche, kulturelle und politische Maßgeblichkeit er­
heblich beschränkt zu haben, und zwar fast überall im Europa 
des 19. Jahrhunderts.54 Die Einzelheiten dieses Verhältnisses 
von Adel und Großbürgertum und die Art des adligen Einflus­
ses auf Bourgeoisie und Bildungsbürgertum variierten jedoch 
von Region zu Region, von Land zu Land. Dies bedarf weiterer 
vergleichender Forschung..

5. Im Vergleich zu Frankreich, England, den Niederlanden 
und den Vereinigten Staaten hat es den Anschein, daß das 
Bildungsbürgertum in Deutschland verhältnismäßig stark und 
einflußreich, die Bourgeoisie jedoch relativ schwach war. Die­
ses war eine Folge des deutschen Modernisierungswegs: für 
lange Zeit eine verhältnismäßig ausgeprägte wirtschaftliche 
Rückständigkeit; eine starke, ununterbrochene Tradition der 
»Reformen von oben«; der sehr frühe Aufstieg mächtiger, 
hochangesehener, öffentlicher Bürokratien; und bereits zu ei­
nem sehr frühen Zeitpunkt die Akzentuierung der Bildung. 
Besonders in deutsch-englischen und deutsch-amerikanischen 
Vergleichen zeigt sich als wichtigster Unterschied die unter­
schiedliche Datierung und die unterschiedliche Stärke der büro-
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kratischen Tradition.55 Es kann keine Zweifel darüber geben, 
daß die frühe und mächtige bürokratische Tradition in Preu­
ßen-Deutschland ein Hindernis war für die Parlamentarisie­
rung des Verfassungssystems und für eine volle Verbürgerli­
chung der Kultur im oben skizzierten Sinn. Sie drang tief in 
vielß Lebensbereiche ein und forderte einen hohen Preis. Sie 
hatte jedoch auch andere Auswirkungen, die -  kurz- und 
längerfristig betrachtet -  positiv waren: z. B. weniger Gewalt 
im 19. Jahrhundert und das frühe Entstehen des Sozialstaats.56

6. Es ist derzeit nicht ausgemacht, ob man daraus auf eine 
generelle Schwäche des deutschen Bürgertums schließen kann. 
Tatsächlich erscheinen, wenn man die Details vergleicht, man­
che Vorgänge in Deutschland bürgerlicher als entsprechende 
Prozesse in England oder Frankreich. Beispielsweise war die 
Selbstverwaltungsautonomie des städtischen Bürgertums in 
Deutschland während des 19. Jahrhunderts weiter verwirklicht 
als in England und Frankreich. Ein anderes Beispiel: Die Be­
handlung der Arbeiterbewegungen seitens der staatlichen Ge­
walt war im Frankreich des 19. Jahrhunderts sicherlich nicht 
liberaler und »bürgerlicher« (im Sinne von »bürgerlicher Ge­
sellschaft«) als in Preußen oder Bayern. Es hat sogar den 
Anschein, daß es auf französischer Seite mehr Gewalt und 
Unterdrückung gegeben hat.57 In dieser Richtung sind weitere 
Forschungen erforderlich. -  Ein Punkt scheint jedoch klar zu 
sein: Gerade wer mit Westeuropa vergleicht, kann nicht überse­
hen, daß im deutschen Bildungsbürgertum die Beamtenschaft 
eine große Rolle spielte, im Vergleich zu Freiberuflern und 
anderen Personen mit hohem Bildungsniveau, die nicht im 
Staatsdienst beschäftigt waren. Das deutsche Bildungsbürger- 
tum war obrigkeitsstaatlich durchsetzt, die deutsche Bürger­
lichkeit besaß zweifellos einen spezifisch bürokratischen Beige­
schmack. Dies markiert einen wichtigen Unterschied zu Eng­
land und Nordamerika, wahrscheinlich auch in gewissem Maß 
zu Frankreich und anderen westeuropäischen Ländern. Wie 
sich dieser Befund im Vergleich zu Ostmitteleuropa und Südeu­
ropa darstellt, muß noch geklärt werden, ebenso, was er grund­
sätzlich bedeutet. Ob man hierin eine Variante der im übrigen 
vielgestaltigen europäischen Bürgerlichkeit sieht oder aber eine, 
zentralen Elementen bürgerlicher Kultur (etwa Selbständigkeit, 
Obrigkeitsskepsis) entgegenstehende bürokratische Grenze der 
Bürgerlichkeit in Deutschland, ist solch eine grundsätzliche
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•Frage. Die Antwort darauf wird übrigens ein wenig dadurch 
präjudiziert, wie umstandslos man die Beartiten des 19. Jahr­
hunderts zum Bürgertum rechnet.58
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Teile), Hamburg 1982; H . J. Haferkorn, Der freie Schriftsteller. Eine literatur­
soziologische Studie über seine Entstehung und Lage in Deutschland zwischen 
1750 und 1800, in: Archiv für Geschichte des Buchwesens, Jg. 5, 1964, Sp. 
523 ff.; I. Jentsch, Zur Geschichte des Zeitungslesens in Deutschland am Ende 
des 18. Jahrhunderts. Mit besonderer Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
Formen des Zeitungslesens, Diss. phil. Leipzig 1937; K.-E. Jeismann, Das 
preußische Gymnasium in Staat und Gesellschaft. Die Entstehung des Gymna­
siums als Schule des Staates und der Gebildeten 17 8 7 -18 17 , Stuttgart 1974; W. 
Zorn, Handels- und Industriegeschichte Bayerisch-Sehwabens 1648-1870, 
Augsburg 1961; M. Barkhausen, Unternehmertum im westdeutschen und im 
nord- und südniederländischen Raum bei der Entstehung der neuzeitlichen 
Industrie im 18. Jahrhundert, in: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirt­
schaftsgeschichte, Bd. 45, 1958, S. 168-245; K. Schwieger, Das Bürgertum in 
Preußen vor der Französischen Revolution, Diss. Kiel 1971; O. Dann (Hg.), 
Lesegesellschaften und bürgerliche Emanzipation. Ein europäischer Vergleich, 
München 1981; U. Im Hof, Das gesellige Jahrhundert. Gesellschaft und 
Gesellschaften im Zeitalter der Aufklärung, München 1982; G . M. Ott, Das 
Bürgertum der geistlichen Residenzstadt Passau in der Zeit des Barock und der 
Aufklärung, Passau 1961; P .E . Schramm, Hamburg, Deutschland und die 
Welt. Leistungen und Grenzen hanseatischen Bürgertums in der Zeit zwischen 
NapoleonI. und Bismarck, Hamburg 1943.

10 Dies bedeutete natürlich eine beträchtliche Einschränkung, die die Vor­
enthaltung staatsbürgerlicher Grundrechte (z. B. Wahlrecht) gegenüber haus­
rechtlich unterworfenen Personen wie Frauen und Dienstpersonal sowie Perso­
nen ohne Besitz und Bildung rechtfertigen konnte. Vgl. unten S. 32.

11  C. Garve, Versuche über verschiedene Gegenstände aus der Moral, der 
Literatur und dem gesellschaftlichen Leben 1, 1792, zit. nach Riedel, »Bür­
ger ...«  (Anm. 4), S. 701.

12 Grundzüge dieser Argumentation bereits in G. A . Ritter u. J. Kocka 
(Hg.), Deutsche Sozialgeschichte. Dokumente und Skizzen II: 1870-1914, 
München 1974 (3i982), S .6 2 L ; jetzt als beste Einführung: U. Haltern, Bürger­
liche Gesellschaft. Sozialtheoretische und sozialhistorische Aspekte, Darmstadt 
1985. Weiterhin besonders wichtig: J. Habermas, Strukturwandel der Öffent­
lichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft, 
Darmstadt131982; R. Koselleck, Kritik und Krise. Ein Beitrag zur Pathogenese 
der bürgerlichen Welt, Freiburg *15)69; M. Riedel, Art. »Gesellschaft, bürgerli­
che«, in: O. Brunner u. a. (Hg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches 
Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 2, Stuttgart 1975, 
S. 719 ff.

13 Ähnlich wie die französischen Begriffe »Bourgeoisie« und »bourgeois« 
konnten und können bekanntlich »Bürger« und »bürgerlich« als sehr polemi-
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sehe Begriffe dienen, insbesondere in der marxistischen Tradition, aber auch in 
den nicht-marxistischen Jugendbewegungen seit Ende des 19. Jahrhunderts wie 
auch -  ganz anders -  in der Sprache der Nationalsozialisten und -  wiederum 
anders -  in der links orientierten Bewegung der Studenten und Intellektuellen 
von 1968. Aber der Begriff »Bürger« kann auch weiterhin im positiven, 
emphatischen Sinn verwendet werden. Vgl. etwa das Theodor-Mommsen-Zitat 
im Titel bei: Dolf Sternberger, »Ich wünschte ein Bürger zu sein«. Neun 
Versuche über den Staat, Frankfurt 1967 (*1970), bes. S. 10-27. Positiv­
emphatische Verwendungen des Begriffs auch in der Rhetorik des sozialdemo­
kratischen Kanzlers Willy Brandt um 1970 oder in Bildungen wie »Bürgerini­
tiative«. Vgl. auch die positive Verwendung des Wortes »Bürger« durch Lassalle 
in Riedel, »Bürger...«  (Anm .4), S .722.

14 Vgl. einführend H .-G . Haupt (Hg.), »Bourgeois und Volk zugleich?« 
Zur Geschichte des Kleinbürgertums im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt 
1978; D. Blackbourn, Between resignation and volatility: the German petite 
bourgeoisie in the 19th century, in: G . Crossick u. H .-G . Haupt (Hg.), 
Shopkeepers and Master Artisans in Nineteenth-Century Europe, London 
1984, S. 3 5 -6 1; J . Kocka, Die Angestellten in der deutschen Geschichte 
1850-1980. Vom Privatbeamten zum angestellten Arbeitnehmer, Göttingen 
1981; ders. (Hg.), Angestellte im europäischen Vergleich. Die Herausbildung 
angestellter Mittelschichten seit dem späten 19. Jahrhundert, Göttingen 1981.

15 Vgl. mit vielen zusätzlichen Einschränkungen den oben in Anm. 4 zit. 
Beitrag von Riedel; sowie Ritter/Kocka, Deutsche Sozialgeschichte (Anm. 12), 
S. 62-65. -  Zu den gesellschaftstheoretischen Implikationen des frühen Libera­
lismus: L. Gail, Liberalismus und »bürgerliche Gesellschaft«. Zu Charakter 
und Entwicklung der liberalen Bewegung in Deutschland, in: Historische 
Zeitschrift, Bd. 220, 1975, S. 324-356; für die Frühzeit weiterhin: J. Garber, 
Politisch-soziale Partizipationstheorien im Übergang vom Ancien regime zur 
bürgerlichen Gesellschaft (1750-1800), in: P. Steinbach (Hg.), Probleme politi­
scher Partizipation im Modernisierungsprozeß, Stuttgart 1982.

16 Vgl. mit weiterer Literatur: U. Frevert u. J . Kocka, La borghesla tedesca 
nel X IX . secolo. Lo stato della ricerca, in: Quaderni storici, Jg. 19, 1984, S. 

549- 572-

17 Vgl. z. B. H .-U . Wehler in J. Kocka (Hg.), Arbeiter und Bürger im 19. 
Jahrhundert. Varianten ihres Verhältnisses im europäischen Vergleich, Müchen 
1986, S. 1-27.

18 Vgl. R. Koselleck, Preußen zwischen Reform und Revolution. Allgemei­
nes Landrecht, Verwaltung und soziale Bewegung von 179 1-18 48 , Stuttgart 
2.i975; E. Weis, Der Durchbruch des Bürgertums 1776 -18 4 7 (Propyläen Ge­
schichte-Europas, Bd. 4), Berlin o. J .; T. Nipperdey, Deutsche Geschichte 
1800-1866. Bürgerwelt und starker Staat, München 1983, Kap. 4; W. Hartwig, 
Strukturmerkmale und Entwicklungstendenzen des Vereinswesens in Deutsch­
land 1789-1848, in: O. Dann (Hg.), Vereinsleben und bürgerliche Gesellschaft 
in Deutschland, München 1984, S. 11—50; K. H. Jarausch, Die neuhumanisti­
sche Universität und die bürgerliche Gesellschaft 1800-1870, in: Darstellungen 
und Quellen zur Geschichte der deutschen Einheitsbewegung im 19. und 20. 
Jahrhundert, Bd. 1 1 ,  1981, S. 1 1 -5 8 ; C .E . McClelland, State, Society and 
University in Germany, 170 0 -1914, Cambridge 1980; H. Michalsky, Bildungs­
politik und Bildungsreform in Preußen, Weinheim 1978; Dj K. Müller, Sozial­
struktur und Schulsystem, Göttingen 1977; L. O ’Boyle, Klassische Bildung
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und soziale Struktur in Deutschland zwischen 1800 und 1848, in: Historische 
Zeitschrift, Bd. 207, 1968, S. 584-608; W. Siemann, Die deutsche Revolution 
von 1848/49, Frankfurt 1985, S. 126 (berufliche Zusammensetzung der Frank­
furter Nationalversammlung).

19 Ein Beispiel für die Verflechtung von Bildung und Privileg: Wer in 
Preußen sechs Jahre das Gymnasium besucht hatte, konnte Steuerermäßigun­
gen erwarten, eine Verkürzung des Militärdienstes in Anspruch nehmen und 
sich für bestimmte militärische Ränge (Reserveoffizier) qualifizieren, die im 
zivilen Leben hohes Ansehen genossen.

20 Vgl. F. K. Ringer, Education and Society in Modern Europe, Blooming­
ton 1979; H. Kaelble, Educational Opportunities and Government Policies: 
Post-Primary European Education before 1914, in: P. Flora u. A . Heidenhei- 
mer (Hg.), The Development of Welfare States in Europe, N ew  Brunswick 
1981; ders., Soziale Mobilität und Chancengleichheit im 19. und 20. Jahrhun­
dert. Deutschland im internationalen Vergleich, Göttingen 1983, Kap. 3; M. 
Kraul, Das deutsche Gymnasium 1780-1980, Frankfurt 1984.

21 Vgl. H. Henning, Das westdeutsche Bürgertum in der Epoche der 
Hochindustrialisierung 1860-1914. Soziales Verhalten und soziale Strukturen 
1: Das Bildungsbürgertum in den preußischen Westprovinzen, Wiesbaden 
1972; R. S. Turner, The Bildungsbürgertum and the Learned Professions in 
Prussia, 1770-1830, in: Histoire sociale -  Social History, Bd. 13, 1980, S. 
10 5-13 5 ; R. Vierhaus, Umrisse einer Sozialgeschichte der Gebildeten in 
Deutschland, in: Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven und 
Bibliotheken, Bd. 60, 1980, S. 395-419 ; K. Vondung (Hg.), Das Wilhelmini­
sche Bildungsbürgertum: Zur Sozialgeschichte seiner Ideen, Göttingen 1976; 
W . Conze u. J, Kocka (Hg.), Bildungsbürgertum im 19. Jahrhundert. Teil I: 
Bildungssystem und Professionalisierung in internationalen Vergleichen, Stutt­
gart 1985; U . Engelhardt, »Bildungsbürgertum«. Begriffs- und Dogmenge- 
schichtc eines Etiketts, Stuttgart 1986.

22'; Vgl. H . Rosenberg, Bureaucracy, Aristocracy, and Autocracy. The 
Prussian Experience 1660-1815, Cambridge, Mass. 1958; J .R . Gillis, The 
Prussian Bureaucracy, 1840-1860, Stanford 1965; H . Berndt, Die höheren 
Beamten des Ministeriums für Handel und Gewerbe in Preußen 18 71-19 32 . 
Eine Analyse und Dokumentation zu ihrer sozialen Zusammensetzung und 
Verflechtung, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 1981/11, S. 105-200; B, 
Wunder, Privilegierung und Disziplinierung. Die Entstehung des Berufsbeam­
tentums in Bayern und Württemberg 1780 -1825, München 1978; H. Bühler, 
Das beamtete Bürgertum in Göppingen und sein soziales Verhalten 18 15-184 8, 
Göppingen 1976. -  H. Hattenhauer, Geschichte des Beamtentums, Köln 1980;
H . Henning, Die deutsche Beamtenschaft im 19. Jahrhundert. Zwischen Stand 
und Beruf, Stuttgart 1984. -  Vgl. auch W . Fischer und P. Lundgreen, The 
Recruitment and Training of Administrative and Technical Personnel, in: R. 
Tilly (Hg.), The Formation of National States in Western Europe, Princeton 
1975, S. 456-561. ' .

23 Vgl. Vierhaus, Umrisse einer Sozialgeschichte der Gebildeten in 
Deutschland (Anm. 21), S. 405: »die praktisch einflußreichste Gruppe in der 
deutschen Gesellschaft«.

24 Als instruktive Zusammenstellung von bürgerlichen Selbstaussagen und 
zeitgenössischen Definitionen vgl. Henning, Das westdeutsche Bürgertum 
(Anm. 21), S. 15 -3 5 , bes. S. 3 1 : »Das zweite überraschende Moment ist der von
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Riehl bis zu Max Weber behauptete scharfe Abschluß des Bürgertums gegen­
über der Beamtenschaft.«

25 Vgl. Henning, Die deutsche Beamtenschaft (Anm. 22), S. 42 f. zur beson­
ders großzügigen Nobilitierungspraxis in Bayern.

26 Max Weber war dieser Auffassung. Vgl. seine Kritik der sozialen Büro­
kratisierung (1909), in: Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und 
Sozialpolitik, Tübingen 1924, S. 4 13 -14 . Vgl. auch Henning, Das westdeutsche 
Bürgertum (Anm. 21), S. 32: »Geht man von der liberalen Auffassung vom 
Bürgertum aus, muß die Beamtenschaft außer Betracht bleiben, nimmt man 
dagegen die konservative Anschauung zum Ausgangspunkt, dann gehört die 
Beamtenschaft zum Bürgertum.« -  Vgl. auch Ritter/Kocka, Deutsche Sozialge­
schichte (Anm. 12), S. 66 f.

27 Vgl. C. Huerkamp, Der Aufstieg der Ärzte im 19. Jahrhundert. Vom 
gelehrten Stand zum professionellen Experten: Das Beispiel Preußens, Göttin­
gen 1985; D. Rüschemeyer, Lawyers and Their Society. A  Comparative Study 
of the Legal Professions in Germany and in the United States, Cambridge 19 71; 
R. Bölling, Sozialgeschichte der deutschen Lehrer, Göttingen 1983, F. K. 
Ringer, Die Gelehrten. Der Niedergang der deutschen Mandarine 1890-1933, 
Stuttgart 1983 (erstmals engl. 1969); L . Burchardt, Professionalisierung oder 
Berufskonstruktion? Das Beispiel des Chemikers im Wilhelminischen Deutsch­
land, in: Geschichte und Gesellschaft, J g .6, 1980, S. 326-348; P. Lundgreen, 
Techniker in Preußen während der frühen Industrialisierung, Berlin 1975. Vgl. 
auch die Aufsätze in Conze/Kocka, Bildungsbürgertum (Anm. 21).

28 Vgl. R. vom Bruch, Wissenschaft, Politik und öffentliche Meinung: 
Gelehrtenpolitik im Wilhelminischen Deutschland (1890-1914), Husum 1980; 
G. Schmidt u. J . Rüsen (Hg.), Gelehrtenpolitik und politische Kultur in 
Deutschland 1830-1930, Bochum 1986, bes. S. 5-35 (Einführung v. G . 
Schmidt); F. Simhart, Bürgerliche Gesellschaft und Revolution. Eine ideologie­
kritische Untersuchung des politischen und sozialen Bewußtseins in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts. Dargestellt am Beispiel einer Gruppe des Münchener 
Bildungsbürgertums, München 1978; H. Tompert, Lebensformen und Denk­
weisen der akademischen Welt Heidelbergs im Wilhelminischen Zeitalter, 
Lübeck 1969; U. Ratz, Sozialreform und Arbeiterschaft. Die »Gesellschaft für 
Soziale Reform« und die sozialdemokratische Arbeiterbewegung von der Jahr­
hundertwende bis zum Ausbruch des I. Weltkrieges, Berlin 1980; J. Reulecke, 
Sozialer Frieden durch soziale Reform. Der Centralverein für das Wohl der 
arbeitenden Klassen in der Frühindustrialisierung, Wuppertal 1983; R. vom 
Bruch (Hg.), »Weder Kommunismus noch Kapitalismus«. Bürgerliche Sozial­
reform in Deutschland vom Vormärz bis zur Ära Adenauer, München 1985,

29 Vgl. R. Spree, Soziale Ungleichheit vor Krankheit und Tod. Zur Sozial­
geschichte des Gesundheitsbereichs im Deutschen Kaiserreich, Göttingen 
1981, S. 49-92; S. Volkov, Jüdische Assimilation und jüdische Eigenart im 
Deutschen Kaiserreich. Ein Versuch, in: Geschichte und Gesellschaft, Jg. 9, 
1983, S. 331-348.

30 A . Sfeir-Semler, Die Maler am Pariser Salon 1791-1880, Diss. Bielefeld 
1984; H. Kreuzer, Die Boheme, Stuttgart 1978.

31 Jetzt Engelhardt, »Bildungsbürgertum« (Anm. 21).
32 Vgl. zum Begriff der »ständischen Vergesellschaftung«, den Lepsius zur 

begrifflichen Fassung des Bildungsbürgertums benutzt, Conze/Kocka, Bil­
dungsbürgertum (Anm. 21), S. i i  f. (Einleitung). Der Band enthält den ersten
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Teil der Referate, die auf den Tagungen des Arbeitskreises für moderne 
Sozialgeschichte über das Thema »Bildungsbürgertum« gehalten wurden. Wei­
tere Bände über spätere Sitzungen des Arbeitskreises sind in Vorbereitung.

33 Zur Spannung zwischen Bildungsbürgertum und Professionalisierung 
vgl. ebd., S. 2} f.

34 Vgl. E. K. Bramsted, Aristocracy and the Middle Classes in Germany. 
Social Types in German Literature 1830-1900, Chicago 1937 (nachgedr. 1964);
I. Rarisch, Das Unternehmerbild in der deutschen Erzählliteratur der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, Berlin 1977.

35 Vgl. J. Kocka, Unternehmer in der deutschen Industrialisierung, Göttin­
gen 1975; engl.: Entrepeneurs and Managers in German Industrialization, in: 
The Cambridge Economic History of Europe 7/I, 1978, S. 492-589; T. 
Pierenkemper, Die westfälischen Schwerindustriellen 18 52 -19 13 , Göttingen 
1979; H . Jaeger, Unternehmer in der deutschen Politik 1890-1918, 1967; W. 
Hofmann, Die Bielefelder Stadtverordneten, Bonn 1964, S. 123 ff.; H . Kaelble, 
Berliner Unternehmer während der frühen Industrialisierung. Herkunft, sozia­
ler Status und politischer Einfluß, Berlin 1972; R. Engelsing, Bremisches 
Unternehmertum. Sozialgeschichte 1780/1870, in: Jahrbuch der Wittheit zu 
Bremen, Bd. 2, 1958, S. 7 - 1 1 2 ;  gute Literaturberichte: H. Jaeger, Business 
History in Germany. A  Survey of Recent Developments, in: Business History 
Review, Jg. 48, 1974, S. 28-48; ders., Neue Wege der historischen Unterneh­
mensforschung, in: Geschichte und Gesellschaft, Bd.8, 1982, S. 554-563. Der 
geringe Nachwuchs an Unternehmern aus dem Bildungsbürgertum wird am 
Beispiel von zwei süddeutschen Städten nachgewiesen bei: D. Schumann, 
Studien zum Sozialprofil der bayerischen Unternehmer im 19. Jahrhundert, 
Magisterarbeit München 1984, S .97ff.

36 E. Zunkel, Der rheinisch-westfälische Unternehmer 1834-1879, Köln 
1962, S. 1 9 ff., 86ff.; H .J. Teuteberg, Westfälische Textilunternehmer in der 
Industrialisierung. Sozialer Status und betriebliches Verhalten im 19. Jahrhun­
dert, Dortmund 1980, S. 3 2 f.: zur Rolle der Töchter. -  Ca. drei von vier 
Unternehmern heirateten Töchter von Unternehmern. Vgl. Schumann, Studien 
(Anm. 35), S. 96-108. Verwandtschaftliche Beziehungen durch Heirat bewirk­
ten mehr für den inneren Zusammenhalt der Bourgeoisie als für die Herstellung 
von Kontakten zum Adel, zu den Landbesitzern oder den hohen Beamten. Vgl. 
H . Henning, Soziale Verflechtungen der Unternehmer in Westfalen 1860-1914, 
in: Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Jg. 23, 1978, S. 1-30 . Werner E. 
Mosse bereitet eine umfangreiche Arbeit über die deutsch-jüdische Bourgeoisie 
im 19. und 20 Jahrhundert vor.

37 Vgl. die Literaturberichte von Jaeger in Anm. 35. Es gibt gute Untersu­
chungen über Unternehmerverbände, z. B. H . Kaelble, Industrielle Interessen­
politik in der Wilhelminischen Gesellschaft. Gentralverband Deutscher Indu­
strieller 18 95-1914 , Berlin 1967; H. P. Ullmann, Der Bund der Industriel­
len ... 18 9 5-19 14 , Göttingen 1976; S. Mielke, Der Hansa-Bund für Gewerbe, 
Handel und IndustrieT909-i9i4. Der gescheiterte Versuch einer anti-feudalen 
Sammlungspolitik, Göttingen 1976. -  Ausgezeichnet im Hinblick auf die frühe 
Periode: H. Best, Interessenpolitik und nationale Integration 1848/49. Han­
delspolitische Konflikte im frühindustriellen Deutschland, Göttingen 1980; W. 
Fischer, Unternehmerschaft, Selbstverwaltung und Staat. Die Handelskam­
mern . . . ,  Berlin 1964.

38 Vgl. J . Kocka, Lohnarbeit und Klassenbildung. Arbeiter und Arbeiterbe­
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wegung in Deutschland 1800-1875, Berlin 1983; H. Zwahr, Zur Konstitu­
ierung des Proletariats als Klasse. Strukturuntersuchung über das Leipziger 
Proletariat während der industriellen Revolution, Berlin 1978; ders., Proletariat 
und Bourgeoisie in Deutschland. Studien zur Klassendialektik, Köln 1980; 
ders., Zum Gestaltwandel von gewerblichen Unternehmern und kapitalabhän­
gigen Produzenten. Entwicklungstypen gewerblicher Warenproduktion in 
Deutschland, in: Jahrbuch für Geschichte, Bd. 32, 1985, S. 9-64; Kocka, 
Bürger und Arbeiter (Anm. 17). -  Sicherlich wird man solche Fragen konkret 
am ehesten im Rahmen einzelner Städte studieren können. Jüngere und ältere 
Stadtstudien enthalten viel zum Thema »Bürgertum«. Vgl. z.B . P. Aycoberry, 
Cologne entre Napoleon et Bismarck, la croissance d'une ville rhenane, Paris 
1981; J. Reulecke, Städtisches Bürgertum u. Verstädterung in der deutschen 
Frühindustrialisierung, in: M. Glettler u. a. (Flg.), Zentrale Städte und ihr 
Umland, St. Katharinen 1985; W . Köllmann, Sozialgeschichte der Stadt Bar­
men, Tübingen i960; vgl. auch Anm. 2 oben.

39 Vgl. J . Mooser, Arbeiterleben in Deutschland 1900-1970. Klassenlagen, 
Kultur und Politik, Frankfurt 1984.

40 Manchmal ist überdies der Künstler dem Bürger entgegengestellt worden, 
so bekanntlich in den Werken von Thomas Mann.

41 Trotzdem hat man versucht, das Bürgertum als einen Stand zu begreifen, 
und zwar indem auf seine gemeinsame Lebensführung verwiesen wurde. Vgl. 
L. Beutin, Das Bürgertum als Gesellschaftsstand im 19. Jahrhundert, in: Blätter 
für deutsche Landesgeschichte, Bd. 90, 1953, S. 132 -16 5. Vgl. auch oben Anm. 
32, In dieser Hinsicht gibt es tatsächlich ständische Elemente in dem, was das 
Bürgertum verband. Aber Lebensführung reicht m. E. nicht aus, um einen 
Stand im Vollsinn des Wortes zu definieren.

42 Es hat den Anschein, daß dies manchmal von einigen marxistischen 
Historikern impliziert wird, wenn sie über die Bourgeoisie allgemein schreiben 
und dabei Kapitalisten, Arbeitgeber, Unternehmer und Manager, aber eben 
auch Bildungsbürger einschließen.

43 Zum hier verwandten Begriff der Kultur vgl. J. Kocka, Sozialgeschichte. 
Begriff-Entwicklung -  Probleme, Göttingen T986, S. 152 ff.; weiterhin Ritter/ 
Kocka, Deutsche Sozialgeschichte (Anm. 12), S. 63; Nipperdeys Beitrag in 
Kocka, Arbeiter und Bürger (Anm. 17). Vgl. E. Fraenkel, »Bürgertum«, in: 
ders. u. K.-D . Bracher (Hg.), Staat und Politik, Frankfurt 1971, S. 65-72; 
H .A . Winkler, »Bürgertum«, in: Sowjetsystem und demokratische Gesell­
schaft, Bd. i, Freiburg 1966, S. 934-953.

44 Vgl. N . Elias, Über den Prozeß der Zivilisation. Soziogenetische und 
psychogenetische Untersuchungen, Bd. 1: Wandlungen des Verhaltens in den 
weltlichen Oberschichten des Abendlandes, Frankfurt21977, S. 32 ff.; P. Bour- 
dieu, Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft, 
Frankfurt 1982. -  Zuletzt F. H. Tenbruck, Bürgerliche Kultur, in: F. Neid­
hardt u. a. (Hg.), Kultur und Gesellschaft (Kölner Zeitschrift für Soziologie 
und Sozialpsychologie, Beih. 27), Opladen 1986, S. 263-285.

45 Dies ist eine der Grundfragen des DFG-Sonderforschungsbereichs »So­
zialgeschichte des neuzeitlichen Bürgertums: Deutschland im internationalen 
Vergleich«, der seit Anfang 1986 an der Universität Bielefeld besteht.

46 Aber vielleicht hat es Sinn, vom Niedergang des Bürgertums zu sprechen, 
von seiner Zersplitterung, seiner Korrumpierung und seinem Versagen im 20. 
Jahrhundert, z. B. im Hinblick auf den Nationalsozialismus. In vielerlei Hin-
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sicht war der Nationalsozialismus wie andere Faschismen eine Negation des 
Bürgertums, seiner Kultur und seiner Prinzipien, trotz der immer klarer 
werdenden Tatsache, daß große Teile des Bürgertums nachhaltig zum Aufstieg 
und zum Sieg des Nationalsozialismus beigetragen haben. Vgl. J. Kocka, 
Ursachen des Nationalsozialismus, in: Aus Politik und Zeitgeschehen B 25 , 21. 
Juni 1980, S. 3 - 1 5 ;  K .D . Bracher, Europa in der Krise. Innengeschichte und 
Weltpolitik seit 19 17, Frankfurt 1979, S. 119 -12 6 .

47 Man kann aber von einer partiellen Wiederbelebung bürgerlicher Tradi­
tionen im westlichen Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg sprechen. Vgl. 
H .-P. Schwarz, Die Ara Adenauer. Gründerjahre der Republik 1949-1957, 
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